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Der EBB-AEDE  ist ein eingetragener und als gemeinnützig anerkann ter Verein und die deut-
sche Sektion der ASSOCIATION EUROPEENNE DES ENSEIGN ANTS / EUROPEAN ASSOCIA-
TION OF TEACHERS (AEDE/EAT), gegründet 1956.  

Seine Mitglieder in Funktionsstellen arbeiten rein ehrenamtlich.   

Der EUROPÄISCHE BUND FÜR BILDUNG UND WISSENSCHAFT (EBB- AEDE) - früher: Europäi-
scher Erzieherbund (EEB) - ist ein Verband von Lehr enden und Erziehenden aller Bildungsbe-
reiche, von der Vorschule bis zur Hochschule. 

Er wurde 1956 in Paris als die deutsche Sektion der  ASSOCIATION EUROPÉENNE DES EN-
SEIGNANTS ( AEDE siehe http://www.aede.eu/  ) gegründet. 

Die AEDE mit ihren Sektionen in vielen Ländern der EU und s owie in der Schweiz ist vom Eu-
roparat anerkannt und ihre Aktivitäten werden von d er Kommission der EU unterstützt. 

Der EBB-AEDE ist überparteilich und überkonfessionell, sein Ziel  ist "die Förderung des euro-
päischen Gedankens und der europäischen Dimension i n allen Bereichen des Erziehungswe-
sens” (§2 seiner Satzung). 

EBB und AEDE  sind Mitglieder in der Europäischen Bewegung und f ordern ein föderalisti-
sches Europa. 

Der EBB-AEDE ist als eigenständiger und gemeinnütziger Verein an erkannt. 

 
WAS BIETET DER EBB-AEDE SEINEN MITGLIEDERN? 

 
Der EBB-AEDE veranstaltet mehrfach jährlich europäi sche Seminare, die als Veranstaltungen 

der dienstbezogenen Lehrerfortbildung anerkannt sin d. Ein besonderer Schwerpunkt ist 
derzeit die Hilfe bei europäischen Bildungsprojekte n, auch ihre Umsetzung  mit Hilfe der 
neuen Technologien und die Förderung der Mehrsprach igkeit. 

In den Landes– und Regionalverbänden werden regiona le Veranstaltungen der Lehrerfortbil-
dung durchgeführt, zum Teil in Kooperation mit der staatlichen Lehrerfortbildung. 

Mitglieder können an europäischen Arbeitsgruppen de r AEDE oder ihren Sektionen beteiligt 
werden. 

Der EBB hilft bei der Findung von europäischen Part nern für europäische Bildungsprojekte 
durch seine Verbindungen zu AEDE-Sektionen. 

Der EBB informiert seine Mitglieder regelmäßig über  Projekte zur  europäischen Bildung. 
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Liebe Mitglieder des EBB, 
 
 
In der letzten Ausgabe des Jahres 2008 stellte ich fest, dass sich heftige Turbulenzen ab-
zeichnen, deren Spitze eine Finanzkrise, der unter der Oberfläche liegende Eisberg allerdings 
eine tiefgreifende Wertekrise des Westens ist. Diese Wertekrise ist nun voll bei uns ange-
kommen und äußert sich natürlich auch als Wirtschaftskrise. 
 
In diese Zeit der Krise fielen die Europawahlen, für die - zumindest in Deutschland - auch 
kräftig im öffentlichen Raum geworben wurde. Erstaunt bin ich immer wieder über die Wort-
hülsen, mit denen auch oder gerade auf europäischer Ebene operiert wird. Als eine weitere 
europäische Blüte unter vielen anderen empfinde ich eine Partei, die sich Europa-
Demokratie-Esperanto nennt – Demokratie in Europa also über eine Kunstsprache? 
 
Sicherlich ist letztere Blüte symptomatisch für eine zu häufig völlig von der Realität abgeho-
benen Idee Europas, die doch in ihrem eigentlichen Kern so wunderbar einfach ist: nachhalti-
ge Völkerverständigung. Wir werden bei unserem Bundeskongress vom 27.bis 29 November 
die Gelegenheit haben, über die überall sehr geringe Wahlbeteiligung, auch bei uns in 
Deutschland und die Ergebnisse der Europawahl zu diskutieren. Ich hätte mir weniger natio-
nales und extremes Gedankengut für dieses neue Parlament gewünscht. 
 
Auch in diesem Grußwort möchte ich einen Dank aussprechen und zwar an Klaus-Jürgen 
Heinermann, der sich unermüdlich und mit Erfolg für die Organisation des Bundeskongresses 
neben Klaus Engel, Christoph Kodron und Uli Voigt einsetzt. Besonderen Dank gilt Christoph 
Kodron auch, der es geschafft hat, dass wir die EE jetzt wieder mit einer ISSN herausgeben 
können. Ich habe das Gefühl, dass der EBB neue-alte Säulen bekommen hat, für die es jetzt 
gilt weitere Säulen zu finden – dies ist mein zweiter europäischer Wunsch in dieser EE. 
 
Ich freue mich, Sie im November in Weilburg zu sehen und wünsche Ihnen einen angeneh-
men, arbeitsreichen und europäischen Sommer 
 
 
Ihr 1. Bundesvorsitzender Prof. Dr. Peter J. Weber  München, im Juni 2009 
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Quo vadis Europa? Eine Anregung zur Diskussion! 

 
Die diesjährigen Wahlen für das Europaparla-
ment zeitigten in manchen Ländern einen 
kaum in der Öffentlichkeit geführten Wahl-
kampf. In Deutschland kam er erst recht spät, 
war aber immerhin recht europäisch, also auf 
europäische Fragen ausgerichtet. 

Die Wahlbeteiligung war aber überall und ins-
gesamt sehr gering, wenn auch je nach Mit-
gliedsland etwas unterschiedlich. Mir ist das 
kaum nachvollziehbar, denn einerseits bekla-
gen sich Viele im privaten wie im öffentlichen 
Bereich über die wenig nachvollziehbaren wirk-
lichkeitsfremden Entscheidungen in Brüssel 
gehen aber, wenn sie direkten Einfluss neh-
men können, nicht zur Wahl der Abgeordneten 
des Europaparlaments. Dieses übt schon heu-
te einen großen Einfluss aus und wird, wenn 
der Vertrag von Lissabon in Kraft treten wird, 
deutlich mehr demokratische Kompetenzen 
erhalten. Woran könnte der Gegensatz zwi-
schen weit verbreiteten, wohlfeilen Klagen über 
„Brüsseler Entscheidungen“ und einem weit 
verbreiteten Desinteresse an Europa, an Ein-
flussnahme auf europäische Entscheidungen 
liegen? Einerseits scheint es mir, dass eine 
große Mehrheit der Bürger der Europäischen 
Union (EU) die ihnen durch die EU zugekom-
menen Rechte, z. B. die Reisefreiheit, sehr 
schätzt. Werden diese inzwischen nicht mehr 
wahrgenommen, weil sie so selbstverständlich 
geworden ist? Sind die großen Vorteile und 
wenigen Beschränkungen, die das Wachsen 
der Europäischen Union mit sich brachten, zu 
unbekannt oder nur zu unbewusst, unreflek-
tiert? Oder ist es eher ein Unbehagen an den 
durch politische Parteien gebotenen Alternati-
ven oder gar eine allgemeine Politikverdros-
senheit? In allen Fällen läge hier eine schuli-
sche Aufgabe Europa mehr und besser in den 
Unterricht, gerade nicht nur der politischen 
Bildung einzubringen! 

Vor wenigen Tagen entschied das Bundesver-
fassungsgericht über die Klage von politisch 

sehr unterschiedlichen Personen, dass der 
Vertrag von Lissabon gegen das Deutsche 
Grundgesetz verstoße. Das Urteil hat mich 
nicht erfreut, denn es lässt einerseits seine 
Ratifizierung zu, erhebt aber substanzielle Vor-
behalte. Wenn jedoch deutlich mehr demokra-
tische Rechte für das Europaparlament gefor-
dert worden wären, was das Bundesverfas-
sungsgericht leider nicht kann, so wäre das 
ganz in meinem Sinn gewesen, denn ich bin 
überzeugter europäischer Föderalist. Nun stellt 
aber das Bundesverfassungsgericht fest, dass 
die Europäische Union ein Staatenbund und 
keine Föderation ist und begründet damit die 
grundgesetzliche größere Befugnis des deut-
schen Parlaments, also des Bundestags. 
Hiermit wird zwar die demokratische, parla-
mentarische Legitimation der EU deutlich ge-
stärkt, aber leider nicht durch den direkten de-
mokratischen Einfluss, also das Europaparla-
ment.  

Da sich der ebb-aede nach § 2 seiner Satzung 
für die „Förderung des europäischen Gedan-
kens in allen Bereichen des Erziehungswe-
sens“ einsetzt, um dadurch zum Ziel „der ver-
einigten Staaten von Europa auf demokrati-
sche föderalistischer Grundlage beizutragen“ 
sind die oben genannten kürzlichen Ereignisse 
gerade für uns mehr als bedeutsam. Gilt ange-
sichts der rechtlich politischen Gegebenheiten 
unser gemeinsames Ziel noch? Wenn ja, wie 
ist es zu erreichen? Was können, was sollten 
wir tun? 

Zu diesen Themen gibt es in diesem Heft meh-
rere Artikel. Ich möchte aber anregen, diese 
Ereignisse auch im Bildungsraum, im Unter-
richt zu diskutieren.  

Ich würde mich über entsprechende Anregun-
gen, Beiträge und Artikel freuen für unsere 
„europäische erziehung“. Auch Leserbriefe 
hierzu sind herzlich willkommen.  

Christoph Kodron 
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Texte zur Europäischen Bildung: 

Urteil des Bundesverfassungsgerichts: Grundgesetz sagt Ja zum Vertrag von 
Lissabon 
Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem 
Urteil vom Dienstag klar bestätigt, was der 
Vertrag von Lissabon vorgibt: EU-Politik ist 
auch eine Angelegenheit der nationalen Par-
lamente. Die Karlsruher Richter sind aller-
dings der Auffassung, dass Entscheidungs-
wege und parlamentarische Mitwirkungsrech-
te in Deutschland besser geregelt werden 
müssen, damit der Lissabon-Vertrag in Kraft 
treten kann. Die politische Legitimation deut-
scher Positionen im Ministerrat und im Euro-
päischen Rat soll gestärkt werden. 

„Das Grundgesetz sagt Ja zum Vertrag von 
Lissabon“, stellte der Vizepräsident des Ge-
richts, Andreas Voßkuhle, in der Urteilsbe-
gründung klar. Das Bundesverfassungsge-
richt hat den Vertrag von Lissabon grund-
sätzlich für vereinbar mit dem Grundgesetz 
erklärt. Allerdings muss das Begleitgesetz 
zum Vertrag nachgebessert werden. Das 
höchste deutsche Gericht zeigte sich aber 
zuversichtlich, dass die erforderlichen Geset-
zesänderungen kurzfristig umzusetzen sind. 
Der Bundestag hat signalisiert, dass er noch 
vor der Bundestagswahl darüber abstimmen 
wird, um die zügige Ratifizierung nicht zu 
gefährden. EU-Kommissionspräsident José 
Manuel Barroso sagte zum Ausgang des 
Verfahrens: „Ich bin zuversichtlich, dass das 
Gericht mit diesem Urteil den Weg für den 
raschen Abschluss der deutschen Ratifizie-
rung des Vertrags von Lissabon geebnet hat, 
und ich begrüße die in diesem Sinne bereits 
geäußerte Absicht deutscher Gesetzgeber.“ 
Der Vertrag von Lissabon sei unabdingbar 
für die Handlungsfähigkeit der EU in der jet-
zigen Zeit. Das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts spiegelt für den Kommissions-
präsidenten die wichtigen Innovationen im 
Vertrag von Lissabon wider, insbesondere 
die Stärkung der demokratischen Legitimität 
der Europäischen Union. „Die neuen Befug-
nisse für das Europäische Parlament, in Ver-
bindung mit der zum ersten Mal im Vertrag 

anerkannten Rolle der nationalen Parlamente 
im Entscheidungsprozess, stellen wichtige 
Schritte nach vorn dar“, stellt Barroso fest. 
EU-Industriekommissar Günter Verheugen 
(SPD) begrüßte das Urteil ebenso. „Eine 
Hürde für den Vertrag ist weggeräumt“, be-
fand er. Die Entscheidung aus Karlsruhe 
werde eine „positive Signalwirkung“ auf das 
bevorstehende irische EU-Referendum ha-
ben. 

 
„Herren der Verträge sind und bleiben die 
Mitgliedsländer“ 

Damit ist aber auch von den Verfassungs-
richtern vorgegeben, dass die Bundestags-
abgeordneten und die Landtagsabgeordne-
ten eine europapolitische Verantwortung zu 
tragen haben, wenn es um die Ausweitung 
europarechtlicher Kompetenzen geht. Alle 
Erweiterungen der Kompetenzen der EU 
muss das deutsche Parlament mit eigenen 
Gesetzen billigen. Die EU ist nach dem Urteil 
kein Bundesstaat, sondern ein Verbund sou-
veräner Staaten. Herren der Verträge sind 
und bleiben die Mitgliedsländer, bekräftigten 
die Richter erneut. Wenn sich parlamentari-
sche Gremien in Deutschland künftig ver-
stärkt mit Angelegenheiten der EU beschäfti-
gen, dürften auch die Debatten „europäi-
scher“ werden. Die oftmals noch viel zu 
strenge Trennung zwischen nationaler und 
EU-Politik kann mit dem Vertrag von Lissa-
bon verschwinden. Die Entscheidungsfin-
dung beginnt bei den Volksvertretern auf 
Landes- und Bundesebene. Auch die Uni-
onsbürger profitieren von dieser neuen Bür-
gernähe: Sie haben mit ihrem Landtags- und 
Bundestagsabgeordneten einen Ansprech-
partner, der auch für Europa verantwortlich 
ist. Niemand wird sich mehr auf die unbe-
kannte Größe weit weg in Brüssel berufen 
können. (ur) 

Aus: EU-Nachrichten Nr. 23 vom 2.7.2009 S. 1 
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Vieles ist neu im neuen Europäischen Parlament 
In dieser Woche hat sich das neue Europä-
ische Parlament konstituiert. Damit hat die 
siebte Legislaturperiode begonnen, genau 
30 Jahre nach der ersten Direktwahl im 
Jahre 1979. Das neue Parlament hat 736 
Abgeordnete aus 27 Ländern. 99 davon 
kommen aus Deutschland. 

Auf die Abgeordneten kommen mit der 
Bewältigung der Bankenkrise, dem Haus-
haltsentwurf 2010 und dem Klimaschutz bis 
Ende des Jahres keine leichten Themen 
zu. 

Fast die Hälfte der Mitglieder des Europäi-
schen Parlaments (MdEP) sind Neulinge: 
367 sind zum ersten Mal dabei. Insgesamt 
sind mehr Frauen als zuvor im Parlament 
vertreten: Ihr Anteil stieg um gut vier Pro-
zentpunkte auf nunmehr 35 Prozent. 

Zum ersten Mal wurde mit 555 abgegebe-
nen Stimmen ein Mittelosteuropäer an die 
Spitze einer EU-Institution gewählt: Jerzy 
Buzek, von 1997 bis 2001 polnischer Minis-
terpräsident, sagte, mit seiner Wahl würden 
die Millionen von Menschen geehrt, die für 
die Demokratie gekämpft haben. Buzek 
gehört wie die deutschen CDU/CSU-
Abgeordneten der „Europäischen Volkspar-
tei“ an, der mit 265 Sitzen stärksten Frakti-
on. 184 Sitze besetzt die „Progressive Alli-
anz der Sozialisten und Demokraten“ (vor-
her Sozialdemokratische Fraktion), zu der 
die deutschen SPD-Abgeordneten gehö-
ren. Die „Allianz der Liberalen und Demo-
kraten“ mit der FDP ist mit 84 Sitzen dritt-
stärkste Kraft, gefolgt von den „Grü-
nen/Freie Europäische Allianz“ (55 Sitze) 
und der „Vereinigten Europäischen Lin-
ken/Nordische Grüne Linke“ mit der Partei 
Die Linke aus Deutschland (35). Die aus 
Splittergruppen bestehende euroskeptische 
Fraktion der „Europäischen Konservativen 
und Reformisten“ (55 Sitze), die Gruppie-
rung „Europa der Freiheit und Demokratie“ 

(32 Mandate) und einige der fraktionslosen 
26 Abgeordneten wollen im wesentlichen 
die europäische Integration zurückdrehen 
und den Nationalstaaten mehr Einfluss 
verschaffen. Im Europaparlament dominie-
ren damit die beiden großen Fraktionen, 
die Christdemokraten und die Sozialisten. 
Sie können zusammen die entscheidende 
Zahl von über 369 Stimmen erreichen, die 
absolute Mehrheit. Weder die Liberalen 
noch die Grünen würden dann als Mehr-
heitsbeschaffer gebraucht. 

Neu ist auch, dass für die Abgeordneten 
ein einheitliches Statut gilt, das ihre Rechte 
im Rahmen ihrer parlamentarischen Tätig-
keit sichert und finanzielle Aspekte wie Diä-
ten und Ruhegehälter regelt. So erhalten 
erstmals alle die gleichen Gehälter. Bisher 
konnten diese je nach Herkunftsland zwi-
schen rund 10.000 und 1.000 Euro variie-
ren, da sie dem Gehalt der Mitglieder des 
jeweiligen nationalen Parlaments entspra-
chen. Zukünftig beträgt das Gehalt 38,5 
Prozent der Bezüge der Richter am Euro-
päischen Gerichtshof. Momentan sind dies 
7.665,31 Euro, die versteuert werden müs-
sen. Für die deutschen EP-Mitglieder än-
dert sich damit praktisch nichts. Die Gehäl-
ter werden jetzt direkt von der EU bezahlt, 
statt wie bisher von den jeweiligen Mit-
gliedstaaten. 

Die Abgeordneten dieses Europäischen 
Parlamentes könnten die bislang einfluss-
reichsten in der EU-Geschichte werden: 
Falls nach dem irischen Referendum im 
Oktober und der Ratifizierung durch 
Deutschland der Reformvertrag von Lissa-
bon in Kraft treten kann, bedeutet das mehr 
Mitsprache in der Agrar-, Justiz- und In-
nenpolitik sowie beim EU-Budget und bei 
der Wahl des Kommissionspräsidenten. 
(vth) 
Aus: Aus: EU-Nachrichten, Nr. 25 vom 
16.7. 2009 
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Wie viele Erstwähler nehmen teil? Ein COMENIUS-Netzwerk will helfen, die Europakompet enz 
bei Jugendlichen zu verbessern 

 

„Vom 4. bis 7. Juni 2009 findet die siebte 
Direktwahl zum Europäischen Parlament 
statt1. Diese Wahl wird die größte internatio-
nale Wahl der Geschichte überhaupt sein. 
375 Millionen wahlberechtigte Bürgerin-
nen und Bürger in 27 EU-Mitgliedsstaaten 
sind zur Wahl aufgerufen. Bei den letzten 
Parlamentswahlen 2004 haben sich 45,5 
Prozent der Wahlberechtigten beteiligt, aber 
nur 35 Prozent der Erstwähler. 

Die EU ist der Versuch, den Nationalismus 
der Völker aus vernünftigem Eigeninteresse 
heraus zu überwinden. Das bedeutet: 50 
Jahre stabiler Frieden in Europa. Das Pro-
jekt Europa zielt aber nicht nur auf öko-
nomische Harmonisierung sondern auch 
auf soziale Integration. Es geht auch um 
die Angleichung von Lebensverhältnissen 
und politischen Strukturen. Wie aber sehen 
Jugendliche Europa? Ist die EU für sie eine 
Realität geworden, deren Stellenwert, Funk-
tionsweise und Zukunftsbedeutung selbst-
verständlich sind? Oder herrscht eher Un-
kenntnis und Skepsis vor? 

Die Einstellungen der Jugendlichen gegen-
über Europa sind vielschichtig und teilweise 
widersprüchlich oder ambivalent, wie neuere 
Umfragen des »Eurobarometers« bestäti-
gen. Einige Beispiele: 67 Prozent der 15- bis 
24-Jährigen begrüßen die Mitgliedschaft 
ihres Landes in der EU. Gleichzeitig schät-
zen jedoch 53 Prozent ihr Wissen über die 
EU als gering, 18 Prozent als gar nicht vor-
handen ein. 49 Prozent haben das Be-
wusstsein, dass ihre Stimme in der EU 
nicht zählt. Deshalb haben sich auch nur 
20 Prozent der Erstwähler sicher vorge-
nommen, zur nächsten EU-Parlamentswahl 

                                                 
1 Die Wahl zum Europaparlament ist zwar vorbei, 
aber dieser Artikel scheint uns auch jetzt noch eine 
gute Anregungen zu bieten. 

zu gehen. 22 Prozent wissen jetzt schon, 
dass sie sich nicht beteiligen wollen. Nur 
13 Prozent der befragten Jugendlichen 
kannten überhaupt das richtige Datum für 
die EU-Parlamentswahlen. Als Fazit 
lässt sich sagen: Allgemeine positive 
Einstellungen sind zwar vorherr-
schend, aber nicht durchgängig gege-
ben. Ein Teil der jungen Generation 
sieht Europa durchaus als eigenes Zu-
kunftsprojekt, der andere Teil bleibt je-
doch eher skeptisch bis ablehnend. 
Skeptische Wahrnehmungen beziehen 
sich fast immer auf den Bereich der Poli-
tik. 

Die Schule als wichtige Vermitt-
lungsinstanz 

Wie kann das Interesse an den politi-
schen Institutionen der EU und ihrer 
Funktionsweise verbessert werden? 
Welche Themen interessieren Jugendli-
che im Hinblick auf Europa? Wie lässt 
sich Jugendpartizipation in Europa för-
dern? Die Ablehnung des Vertrags von 
Lissabon durch das irische Referendum 
am 12. Juni 2008 hat noch einmal of-
fenkundig gemacht, dass sich die Dis-
kussion um die Zukunft der EU in einer 
problematischen Phase befindet.  

Ebenso hat sich gezeigt, dass es ein 
Vermittlungsproblem europäischer Poli-
tik bei den Bürgern Europas gibt. Es 
kommt also darauf an, dass Jugendliche 
sich für die Zukunft Europas als ihre 
eigene interessieren. Mannigfache Ak-
tionen, Initiativen, Angebote unterschied-
licher Akteure in den Mitgliedsstaaten 
bemühen sich, Europa Jugendlichen 
näher zu bringen. Sie erreichen jedoch 
nur eine kleine Zahl Jugendlicher und 
zumeist die ohnehin schon Interessier 
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ten. Nur die Schule ist der Ort, an dem 
nahezu alle Jugendlichen erreicht und 
für Europa motiviert werden können. 

Das COMENIUS-Netzwerk CCLL 

Um in der Schule Jugendliche anzu-
regen, über die Zukunft Europas nachzu-
denken und gemeinsam länderübergrei-
fend zu diskutieren, haben sich Lehre-
rinnen und Lehrer und Institutionen der 
Lehrerausbildung zu einem Netzwerk 
zusammen geschlossen. Das COME-
NIUS-Netzwerk »Common Constitution 
and Language Learning« (CCLL) bietet 
Lehrkräften in Ausbildung und Fortbildung 
dafür neue Methoden und didaktische 
Modelle an. Das Netzwerk wird koordi-
niert vom Staatlichen Seminar für Didak-
tik und Lehrerbildung (Gymnasien und 
Sonderschulen) Freiburg. Weitere 16 
Partner aus 12 Staaten mit unter-
schiedlich langer Zugehörigkeit zur EU 
arbeiten in dem Netzwerk seit 2007 zu-
sammen an innovativen Konzepten der 
Lehrerbildung: Universitäten in Bulga-
rien, Ungarn, Polen, Großbritannien, eine 
pädagogische Hochschule in Österreich, 
kooperieren mit Schulen in Deutschland, 
den Niederlanden und Italien sowie Leh-
reraus- wie -fortbildungseinrichtungen 
in Finnland, Tschechien, Polen, Rumä-
nien, Spanien und Deutschland. 

Als Schwerpunkt hat das Netzwerk das 
Thema »Streit um die Europäische Ver-
fassung« gewählt, da sich darin fast alle 
fundamentalen europapolitischen Aspekte 
spiegeln. Allerdings bleibt es den beteilig-
ten Institutionen überlassen, welche kon-
troversen Probleme sie aus dem Verfas-
sungsthema wählen. Die Diskussion in-
nerhalb des Netzwerks ist damit selbst 
ein spannendes Stück Europa, da Teil-
nehmer aus Staaten mit unterschiedlich 
langer Europaerfahrung und verschiede-
nen europapolitischen Positionen invol- 

 

viert sind. Partner aus Rumänien, Un-
garn und Bulgarien sehen zum Beispiel 
Migrations- und Integrationsfragen als 
wichtige Probleme der Zukunft. Klimapo-
litik interessiert eher die Partner in Ita-
lien und den Niederlanden, Bürger- oder 
Menschenrechtsfragen werden dagegen 
in Großbritannien verstärkt diskutiert. 
Entwickelt sich die EU von einer Wirt-
schafts- auch zu einer Sozialunion? Das 
fragen sich Partner aus Deutschland 
und Österreich, um nur einige Aspekte zu 
nennen. 

Die Lehrerbildung ist im Zusammenhang 
des Bologna-Prozesses einem starken 
Wandel unterworfen. In den einzelnen 
Ländern werden unterschiedliche Kon-
zepte diskutiert und erprobt. Benchmar-
king und Austausch über das geplante 
Netzwerk sollen zu einer Qualitätsstei-
gerung in der Lehrerausbildung beitra-
gen, indem die teilnehmenden Einrich-
tungen ihre eigenen Lösungswege 
durch transnationalen Austausch re-
flektieren und justieren können. Das 
betrifft in besonderem Maße die politische 
Bildung, die höchst unterschiedlich orga-
nisiert und durchgeführt wird. 

Europakompetenz und Spra-
chenlernen 

In CCLL verbinden sich diese Ziele zu-
dem mit einer echten europäischen 
Kernkompetenz, der Mehrsprachigkeit. 
Der Lerneffekt wird im Sinne einer Euro-
paorientierung noch intensiviert, wenn 
die Europa-Thematik auch im Fremd-
sprachenunterricht behandelt wird. Das 
Netzwerk arbeitet dabei mit dem CLIL-
Ansatz (Content Language Integrated 
Learning) sowohl im Fremdsprachenun-
terricht Deutsch als auch Englisch. Die 
Didaktik dieses Ansatzes ist in den ein-
zelnen Staaten unterschiedlich entwi-
ckelt. Da zu den teilnehmenden Institutio-
nen nicht nur Einrichtungen der Lehrer 
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bildung, sondern auch Schulen zählen, 
ist eine interne Erprobung und Evaluie-
rung gewährleistet. Der CLIL-Ansatz fin-
det inzwischen beim bilingualen Unter-
richt in den Fächern Geografie, Ge-
schichte und Biologie breitere Anwen-
dung. In einem diskursiven und stark 
kommunikativ gestalteten Unterricht wie 
Sozialkunde und politische Bildung 
müssen jedoch erst Grundlagen für ei-
ne neue Didaktik und überzeugende 
Beispielmodule erarbeitet werden. Das 
CCLL-Netzwerk bietet dafür unter 
www.cc11-eu.eu eine Plattform und lädt 
alle Interessierten ein, sich daran zu 
beteiligen und die Erfahrungen der 
Netzwerkteilnehmer zu nutzen. 

Alle Bemühungen orientieren sich da-
bei an der Herausforderung, Jugendli- 

 

che zur Debatte über die Zukunft Euro-
pas anzuregen, das Interesse an Europa 
und seinen Institutionen zu wecken und 
zur Partizipation an der Entwicklung 
Europas zu ermuntern. Dann werden 
sie sich – so die Hoffnung – in größerer 
Zahl auch an den Parlamentswahlen 
beteiligen.“ 

 

Detlev Hoffmann 

Der Autor koordiniert das COMENI-
US-Netzwerk CCLL und war vorher am 
Staatlichen Seminar für Didaktik und Leh-
rerbildung (Gymnasien) Freiburg tätig. - 

 

 

 
Aus: PAD aktuell, Informationen zum europäischen und internationalen Austausch im Schul-
bereich Nr. 1 – April 2009, 3. Jahrgang, S.6-7  

 

Das COMENIUS Netzwerk CCLL Europakompetenz und Frem dsprachen lernen 

 

 

Siehe: http://www.ccll-eu.eu/ 

 
Das Bild vom Kick-of-meeting 

 

Das Projekt in den Sprachen: 

Competenze riguardo all'Europa nell'apprendi-
mento linguistico * Expertesa sobre Europa i 
l'aprenentatge de les llengües * Europadeskun-
digheid en vreemde talen leren * Eurooppa-
tietous ja vieraiden kielten opiskelu * 
Znajomo��  Europy a naucxzanie j� zyków ob-
cych * Europakompetenz und Fremdsprachen 
lernen * Expertise about Europe and Language 
Learning * Európa-kompetencia és idegenny-
elv-tanulás * �����	
��
  ����	�	������  �  
����
�
�	  �
  ����  	���  * Pozna�  Europ�  
ucz� c si�  j� zyków obcych * Expertise am Ew-
rop a Dafodiaith Yn Dysgu * La experiencia 
sobre Europa y el aprendizaje de las lenguas * 
Europakompetensen och språkinlärning * ev-
ropské kompetence  a výuka cizích jazyk�  * 
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Jürgen Kummetat 

EUROPA 2009: Besitzt es nicht mehr die Ideale seine r „Gründungsväter“ oder wie 
können wir sie durch Nachhaltigkeit wieder gewinnen ? 

 

Ganz bewusst hatte unser leider verstorbenes 
Mitglied und bekannter Europa-Journalist, 
Prof. Claus Schöndube, in seinen Büchern 
und Publikationen die Rolle Victor Hugos in 
seinen Aufrufen seit 1849 immer wieder her-
vorgerufen: Hugo hatte bei einer durchgeführ-
ten europäischen Einigung besonders auf das 
Ende militärisch geprägter Rivalitäten zwi-
schen den europäischen Mächte verwiesen.  

War dies illusionär? Die Bestrebungen weni-
ger Politiker – zu weniger nach der Katastro-
phe des Ersten Weltkriegs – hatte auch den 
Weg zum Höhepunkt der europäischen Ka-
tastrophe durch den Zweiten Weltkrieg nicht 
verhindern können. Zu wenig Zeit blieb diesen 
wegweisenden Personen, um nach den Frust-
rationen durch die Kriegsergebnisse des Ers-
ten Weltkriegs (mit ihren Irrtümern und Fehl-
haltungen), die Zerstörung der europäischen 
Staatenwelt, ihrer Moral und ihrer sittlichen 
Werte zu verhindern. Aber nach dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs konnte erkannt wer-
den, dass durchaus noch Personen und ihre 
Ideen zu einer Veränderung vorhanden wa-
ren. Die Wege der europäischen Einigung im 
westlichen Teil Europas wurden dadurch er-
möglicht, aber auch bedingt durch die damali-
ge weltpolitische Situation. Neue Machtstruk-
turen wurden deshalb noch nicht im europäi-
schen Sinne ausreichend entwickelt, wofür wir 
heute noch die offene Rechnung haben. Den-
noch ist es für uns unabdingbar, den wichtigs-
ten Grundpfeiler europäischer Politik ständig 
wieder in Erinnerung zu rufen, die Friedenspo-
litik.  

Friedenspolitik ist nicht unilateral auf das Aus-
bleiben militärischer Aktionen beschränkt; die 
EU ist trotz ihrer nicht vorhandenen oder nur 
sehr beschränkten gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik in viele Konflikte involviert. 
Auch die derzeitige wirtschaftliche Unsicher-
heit, die sich ja auf Bereiche in der Welt aus-
wirkt, an denen Europäer beteiligt sind, kann 
sich wieder auf militärische Konflikte auswir-

ken. Und die „Europäer“ wissen derzeit immer 
noch nicht, wer sie eigentlich sind und was 
„Europa“ bedeutet. Die letzten Erweiterungen 
haben zwar neue Gemeinsamkeiten bewirkt, 
aber dies muss auch auf das Niveau der 
„Nachhaltigkeit“ gebracht werden, Vorausset-
zung dafür, dass die „Europäer“ der EU ihre 
Aufgabe ernst nehmen, eine wirkliche Reprä-
sentanz durch Wahlen zu besitzen. Die gera-
de erfolgten Wahlen für das Europäische Par-
lament haben das nicht sichtbar werden las-
sen! Auch ein verhältnismäßig kleiner Ver-
band wie unser EBB kann hier seine einge-
schränkten Wege anbieten durch Hinweise 
auf die Arbeit seiner Mitglieder im Bildungsbe-
reich. 

Hierzu eine kleine erste Anregung: 

Derzeit sind einige Mitglieder des EBB sowie 
Kolleginnen und Kollegen anderer AEDE-
Sektionen an einem europäischen Projekt 
über die multiperspektivische Arbeit zum Ers-
ten Weltkrieg beschäftigt (frz. „Regards croi-
sés“, engl. „Crossing views“)2.  Diese Blicke 
auf die gemeinsame Vergangenheit, die teil-
weise noch sehr unterschiedlich (sprich natio-
nal) dargestellt wird, kann diesen wünschens-
werten Ansatz unterstützen. Man muss sich 
nur nicht immer auf „offizielle“ Lehrwerke ver-
lassen, sondern selbst im Rahmen der Mög-
lichkeiten die notwendigen Ergänzungen und 
Erweiterungen anbieten 

Bei der Suche nach Unterrichtsmaterialien für 
dieses Projekt fand ein Berliner Kollege in 
seinen Materialien eine Dokumentation aus 
dem Jahre 19933 zu einer Ausstellung über  

                                                 
2 Siehe dazu im Internet: www.europe14-18.eu 
3 FELDPOSTBRIEFE IM ERSTEN WELTKRIEG 1914 – 1918, 
BRIEFE  UND POSTKARTEN AUS DER UMGEBUNG VON 
UZES, DEPARTEMENT GARD FRANKREICH; DOKUMENTA-
TION UND KOMMENTAR: BERNARD GEOFFRAY , Studienrat 
für Geschichte und Geographie am Gymnasium Charles Gide in 
Uzès,  Departement Gard – Frankreich, Ausstellung in Berlin 
Dezember 1992, Pädagogisches Zentrum 
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Feldpostbriefe aus Frankreich, aus der hier 
ein Teil eines Briefes eines Reserveoffiziers 
aus dem Jahre 1916 zitiert werden soll und 
der für diese Handlungsebene, nämlich 
„Nachhaltigkeit“ zu bewirken, geeignet er-
scheint. Dieser Text kann sicher auch fächer-
übergreifend eingesetzt werden: 

„Dieser Krieg wird zu einer solchen Ungeheu-
erlichkeit, dass ich mich wirklich manchmal 
frage, warum er immer noch andauert, warum 
es nicht zu einem Innehalten aller Menschen 
kommt, wo er doch so viele Schrecken verbrei-
tet und wo so viele Verbrechen begangen wer-
den. Ach, wie schön wird dereinst nach dem 
Siege, nach dem Frieden, der Tag sein, wenn 
auf den Aufruf einiger großer, hochherziger 
Weltbürger hin die Völker den Entschluss fas-
sen, vereint die Rückkehr eines solchen Unheils 
zu verhindern, das Soldatenhandwerk würde 
dann nicht geehrt, sondern geächtet, wie es 
dies schon längst verdiente, und man wird sich 
ebenso wenig vorstellen können, dass dieses 
Handwerk einmal in Ehren ausgeübt werden 
konnte, wie man sich jetzt vorstellen kann, dass 
ein Ehrenmann einmal - vor dem Sezessions-
krieg oder damals, als noch allgemein aner-
kannt wurde, dass der Richter die Folter gegen 
einen Angeklagten anwendet, - den Beruf des 
Sklavenhändlers oder des Folterknechts aus-
geübt hat. Heute erscheinen uns diese da-
mals so natürlichen und in den Sitten und Ge-
bräuchen fest verankerten Verfahrensweisen 
der Justiz, heute erscheint uns der Sklaven-
handel als eine Ungeheuerlichkeit; so wird es 
auch mit dem Krieg sein, und in nicht mehr als 
einem Jahrhundert wird man sich nicht vor-
stellen können, dass man einmal diejenigen, 
die Berufsoffiziere wurden und deren Handwerk 
darin bestand, ihr Talent in der Weise zu ver-
wenden, dem Tod den größten Ertrag abzumark-
ten, als ehrenwerte Leute ansehen konnte. Pfui! 
wie widerwärtig sind solche Gebräuche, und mit 
welcher Verblendung war die Menschheit ge-
schlagen, und sie haben recht, wie sie auch 
recht haben, vor allem die Erinnerung an die 
Opfer dieser barbarischen Geisteshaftung wach 
zu hatten; deren jetziger Opfergang bereitet den 
größten Schritt vor, den die Zivilisation je getan  

 

hat! Ehre also jenen, die gefallen sind und 
sterben, die leiden und arbeiten, sie fallen für 
den Fortschritt und die Zivilisation, dessen bin ich 
sicher; und diese Hoffnung, diese Gewissheit 
und dieser Glaube an das Ideal und den Fort-
schritt sind meine Kraft und mein Mut, stärken 
meine Energie und meinen Willen, und ich 
möchte jedenfalls, dass sie Eure Hoffnung und 
Euer Trost sind.“ 

Haben wir es im Jahre 1916, in der Zeit des 
Höhepunkts dieses ersten europäischen und 
Weltkrieges mit einem überzeugten Europäer 
zu tun? Dies ist nicht zu beantworten. Aber es 
war sicher ein Mensch tiefer Bildung, der hier 
an seine Frau geschrieben hatte, also sehr 
privat. Es müssen also nicht nur offizielle Erklä-
rungen (wie die Erklärung Robert Schumans 
von 1950) sein, um die Grundlage des gemein-
samen europäischen Weges aufzuzeigen. Der 
Einzelne ist nie ganz machtlos, wie es selbst 
die Opfer der Vertreter auch des Deutschen 
Widerstands zeigten, deren Rolle natürlich im 
Zusammenhang mit dem System des National-
sozialismus gesehen werden muss. Aber auf 
sie beruft sich auch unser Anspruch auf eine 
demokratische Staatsform auch Europas, die 
aber auch die für eine Demokratisierung in der 
ehemaligen DDR aktiven Bürger vor nun 20 
Jahren und davor realisieren wollten. Um diese 
demokratische Form zu erreichen (nicht nur ein 
Europa der Verwaltung), sollte den jungen Bür-
gern eben der Blick auf das Handeln vieler 
Individuen geöffnet werden, um sie für ein akti-
ves Handeln in vielerlei Hinsicht und entspre-
chend ihrer Möglichkeiten zu ermutigen.  

 

_____________________________________ 

Auch zu historischen Fragen bietet die Bun-
deszentrale für politische Bildung (BPB) für 
Schulen und Lehrende zahlreiche Unterlagen 
die für den Unterricht hilfreich sind und Anre-
gungen geben können. 

Weitere Informationen unter : 
http://www.bpb.de 
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Klaus-Jürgen Heinermann  

Demokratie und Partizipation. Politische Bindungen in Auflösung? 

 

Mit Blick auf die seit Jahren stetig nachlassen-
de Beteiligung an Wahlen und gerade rechtzei-
tig zur Europawahl im Juni hatte die Stiftung 
Genshagen (= Berlin-Brandenburgisches Insti-
tut für deutsch-französische Zusammenarbeit 
in Europa) Politikwissenschaftler, Soziologen, 
Historiker, Publizisten und politisch Interessier-
te aus Deutschland, Frankreich und Polen ein-
geladen, um die Ursachen und Erscheinungs-
formen der Partizipationskrise vergleichend zu 
diskutieren sowie neue Formen der Bürgerbe-
teiligung zu erörtern. 

Zur Begründung schreibt der Veranstalter: „Un-
ter dem Stichwort ‚Politikverdrossenheit’ wird in 
vielen Ländern Europas die zunehmende Dis-
tanzierung der Bürger gegenüber Parteien und 
politischen Repräsentanten diskutiert. Die Un-
zufriedenheit der ‚distanzierten Bürger’ spiegelt 
sich nicht zuletzt in der immer niedrigeren 
Wahlbeteiligung sowie in der sinkenden Bereit-
schaft zur Mitgliedschaft in politischen Parteien 
und anderen politischen Großorganisationen 
wider. Diese Phänomene werden daher häufig 
als Anzeichen  für eine Krise traditioneller For-
men politischer Partizipation angesehen, die 
die Legitimität der repräsentativen Demokratie 
in Gefahr bringt. Gleichzeitig gerät jedoch das 
repräsentative demokratische System selbst 
zunehmend in die Kritik: Unter dem neuen 
Begriff ‚Postdemokratie’ wird der gegenwärtige 
Zustand der Demokratie unter die Lupe ge-
nommen. Auch wenn diese Bezeichnung im-
mer noch umstritten bleibt, weil sie ähnlich wie 
die ‚Postmoderne’ einen Epochenbruch sugge-
riert und das Ende der Demokratie beschwört, 
werden in dieser Diskussion einige bedenkliche 
Entwicklungen innerhalb des politischen Sys-
tems sichtbar gemacht. Dazu gehört beispiels-
weise der Verlust von demokratischer Kontrolle  
und Transparenz, der auf die Abwanderung 
politischer Entscheidungsfindung in informelle 
Verhandlungsrunden und außerparlamentari-
sche Gremien (Politik-Netzwerke) zurückzufüh-
ren ist.“ 

 

 

Dazu gab es fünf Podiumsdiskussionen (Wo-
her rührt das Unbehagen gegenüber der De-
mokratie? Aktuelle Probleme der Demokratie in 
Deutschland (D), Frankreich (F) und Polen 
(PL), Die Europäische Union -eine demokrati-
sche Hoffnung?, Bürger als Beruf? -Neue For-
men der Partizipation, Die Zukunft der Demo-
kratie. Abschlussdiskussion mit Jugendlichen 
aus D, F. und PL) und eine Informationsbörse 
auf der sich  Vertreter neuen bürgerschaftli-
chen Engagements präsentierten (Initiative 
Bürgerstiftungen, Berlin; Abgeordnetenwatch, 
Hamburg; Mehr Demokratie e.V., Berlin; Stif-
tung Bildung und Demokratie, Warschau). 

 

Miroslawa Grabowska fand es paradox festzu-
stellen, dass sich die Demokratie in Polen all-
mählich festigt (die Zustimmung zum demokra-
tischen System stieg in den letzten 15 Jahren 
von 50% auf 80%), während die alten westli-
chen Demokratien beginnen, über das Ende 
der Demokratie nachzudenken. Astrid Lorenz 
sah die steigende Unzufriedenheit mit der De-
mokratie in diesen Ländern mit den steigenden 
Herausforderungen an die Demokratie: Alte-
rung der Gesellschaft, ökonomische Krise, Ter-
rorismus, Migration, politischer Radikalismus, 
Ost-West-Kluft, Abschmelzen gemeinsamer 
Werte usw. Marek Beylin sah die Krise des 
„demokratischen Versprechens“ durch den 
Wegfall der alten Ideologien (Sozialismus, Li-
beralismus, Konservatismus) verursacht. Damit 
fehle eine Zukunftsperspektive, was zu Ersatz-
ideologien führe, z.B. Sicherheitsideologie (ge-
gen Terrorismus) oder Identitätssicherungs-
ideologie (gegen Immigration). Henri Rey und 
Piotr Kaczynski sahen das Demokratie-Defizit 
in der EU als Auslöser von Unzufriedenheit. 
Politik werde deparlamentarisiert. Entschei-
dungen werden supernational und lobbyistisch 
vorbereitet und vorentschieden. Es gebe kein 
Gleichgewicht zwischen Rat und Parlament. 
Das Parlament könne vom Rat überstimmt 
werden, was in ca. 50% der Fälle passiere.  
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Das Parlament entscheide höchstens bei ei-
nem Drittel der anstehenden Entscheidungen.  

Da könne man die Wichtigkeit der Wahlen zum 
Europäischen Parlament schon anzweifeln. 

Vielfach war man der Meinung, dass nur eine 
stärkere Partizipation  über Bürgerbewegungen 
die Demokratie und das Engagement für die 
Demokratie stärken könne. Um breiten Bevöl-
kerungschichten diesen Gedanken näher zu 
bringen, gibt es aber ein schwerwiegendes 
Handicap: Wie Basil Kerski, Stephanie Ver-
maersch und Thomas Zittel aus Untersuchun-
gen (z.B. Bertelmann-Stiftung) zitierten, steigt 
die Akzeptanz von Demokratie mit steigendem 
Bildungsniveau und wirtschaftlicher Sicherheit. 
D.h., einkommensschwache und bildungsferne  
Bürger sind kaum zu erreichen. Zittel sah darin 
die mögliche Gefahr, dass die neuen Beteili-
gungsmöglichkeiten  letztlich wieder zu weni-
ger Demokratie führen. Er wies auch darauf 
hin, dass der seit 1990 in Deutschland erkenn-
bare Wandel hin zur direkten Demokratie 
(Volksinitiative, Volksbegehren, Volksent-
scheid, Bürgerhaushalte  auf Landes- und Ge-
meindeebene) oft nicht von demokratischer 
Einsicht der Politiker zeuge, sondern anderen 
Motiven entspringe. So sei Partizipation bei 
zunehmendem Mitglieder- und Legitimations-
verlust der Parteien eine Möglichkeit, das poli-
tische Überleben zu sichern. Partizipation beim 
Bürgerhaushalt  diene dazu, Verständnis für 
die geringen Steuermittel zu erwecken und den 
Bürger zu beruhigen. Claus Offe, der die De-
mokratie damit definierte, dass in einem Land 
Parteien Wahlen verlieren, ohne danach zum 
Bürgerkrieg aufzurufen, hatte noch drei inte-
ressante Alternativen zu Wahlen: 1. Der Bürger 
hat nicht nur eine Stimme sondern hundert, die 
er verschieden verteilen darf. 2. Bei Wahlen mit 
fünf Parteien gibt es sechs  Wahlmöglichkeiten. 
Das sechste Kreuz bedeutet „keinen der Par-
teikandidaten“. In diesem Fall sendet der 
Wahlkreis keinen Direktkandidaten. 3. Der 
Bürger bekommt Zeit, seine Entscheidung tie-
fer zu überlegen (Testwahl? Vorwahl?). Bei 
einem Test änderten 20% der Teilnehmer an 

 

 

schließend ihre Meinung, überwiegend in Rich-
tung links-liberal. 

Das letzte Paneel der Veranstaltung  „Die Zu-
kunft der Demokratie. Abschlussdiskussion mit 
Jugendlichen aus Deutschland, Frankreich und 
Polen“ war geschickt vorbereitet, indem man 
das drei Tage vorher  beginnende Seminar  
„Gesellschaftliche Beteiligung der jungen Ge-
neration“ für politisch engagierte Studierende in 
die Tagung einbezogen hatte. Am Paneel be-
teiligt waren der Parlamentarische Geschäfts-
führer der SPD-Fraktion im Brandenburgischen 
Landtag, Christoph Schulze, und drei Studen-
tenvertreter, die aus ihrem Seminar erwachse-
ne Forderungen vortrugen. Unter dem Aspekt 
der seit Jahren sinkenden Wahlbeteiligungen 
und einem nicht nur gefühlten Demokratiedefi-
zit (vgl. Entscheidungen durch Regierungen 
und Lobby statt durch das Europäische Parla-
ment) gehörten zu diesen Forderungen u.a.“ 
Harmonisierung der Wahlordnungen der EU-
Länder, Verbesserung der Informationszugän-
ge, Einführung von ERASMUS-Seminaren zu 
EU-Themen, EU-Engagement für Bürgerhaus-
halte, bessere Vermittlung europäischer The-
men durch die Parteien, Zulassung von trans-
nationalen Listen bei Wahlen, Information über 
partizipatorische Beteiligungsmöglichkeiten im 
Rahmen schulischen Unterrichts.“ Statt in eine 
Diskussion mit (allen 15) anwesenden Studen-
ten einzutreten, entspann sich nach einem 
durchaus abgewogenen kurzen Statement des 
Politikers leider ein Zwiegespräch zwischen 
Moderator und Politiker, was die Studenten 
nach einer Weile nicht zu unrecht mit dem 
Hinweis quittierten, dass die Form dieses Pa-
neels  im Widerspruch zum partizipatorischen 
Thema der Tagung stünde. Der Moderator be-
dauerte, war aber nicht flexibel (oder willens?) 
genug, dies spontan zu ändern. 

Auf die Frage der Studenten „Wie setzen wir 
die Ergebnisse dieser Tagung um?“ gab es nur 
die etwas vage Antwort, dass es möglicherwei-
se eine Fortsetzung des Seminars geben wer-
de. 
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Alexandra Lott, Olaf Zehnpfund 
15 Jahre Europäischer Wirtschaftsraum: „EG-light“ o der Vorstufe zur EU-
Mitgliedschaft? 
 
Zu Beginn dieses Jahres hat sich das Inkrafttreten des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR) zum 15. Mal gejährt – von der Öffentlichkeit weitgehend unreflektiert. Dabei ent-
spricht diese Resonanz nicht der Bedeutung des EWR, die dieser im Verhältnis zur Europäischen 
Union (EU) hat. 
 
Zu den Ursprüngen des EWR 
Mit der Errichtung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG) zum 1. Januar 
1958 bekundeten deren sechs Gründer-
staaten ihren Willen zu einer engen wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit. Sie setzten 
einen Integrationsprozess mit dem Ziel in 
Gang, im Wege der Übertragung staatli-
cher Souveränität einen Gemeinsamen 
Markt zu schaffen. Eine solch enge integra-
tive Bindung wollten Großbritannien, Öster-
reich, Schweden und die Schweiz nicht 
eingehen, erkannten aber die Gefahren 
eines Selbstausschlusses. Der Vorschlag 
Großbritanniens für den „Mittelweg“, im 
Rahmen der Organisation für Europäische 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC) 
eine größere und institutionell strikt zwi-
schenstaatliche Freihandelszone zu grün-
den, scheiterte. Stattdessen unterzeichne-
ten Dänemark, Großbritannien, Norwegen, 
Österreich, Portugal, Schweden und die 
Schweiz am 4. Januar 1960 die Stockhol-
mer Konvention zur Errichtung der Europä-
ischen Freihandelsassoziation (EFTA) und 
schufen damit untereinander eine Freihan-
delszone für industriell-gewerbliche Pro-
dukte. Der EFTA schlossen sich später 
Island (1970), Finnland (1986) und Liech-
tenstein (1995) an. 
 
Insbesondere im ersten Jahrzehnt ihres 
Bestehens war die EFTA darum bemüht, 
gegenüber der EWG eine starke Position 
aufzubauen. Dessen ungeachtet waren die 
Mitgliedstaaten der EFTA und der EWG 
von Beginn an nicht nur aufgrund gemein-
samer kultureller und politischer Werte eng 

miteinander verbunden. Sie waren auch 
wichtige Außenhandelspartner. Der Beitritt 
des wirtschaftlich dominanten EFTA-
Mitglieds Großbritannien zur EWG im Jahr 
1973 forcierte die Vertiefung dieses Ver-
hältnisses: In den Jahren 1973 bis 1975 
traten Freihandelsabkommen zwischen 
den einzelnen EFTA-Staaten und der EWG 
in Kraft; zum 1. Juli 1977 wurde ein west-
europäischer Freihandelsblock errichtet. 
Die Staaten der EFTA erhielten ungehin-
derten Zugang zu den Märkten der EWG-
Mitgliedstaaten für industriell-gewerbliche 
Erzeugnisse (ohne Agrarprodukte), wäh-
rend ihnen die volle wirtschaftspolitische 
Handlungsfreiheit erhalten blieb. 
 
Zum Wesen des EWR 
Nachdem mit der Erklärung von Luxem-
burg im April 1984 das Ziel festgeschrieben 
wurde, einen „dynamischen europäischen 
Wirtschaftsraum“ zwischen der EWG und 
den EFTA-Staaten zu schaffen, trat am 1. 
Januar 1994 das Abkommen über den 
EWR in Kraft. Vertragsparteien waren auf 
der Seite der EFTA Finnland, Island, Nor-
wegen, Österreich und Schweden; Liech-
tenstein folgte 1995. Neben der EG – so 
die Bezeichnung der EWG seit dem Inkraft-
treten des Vertrages von Maastricht – un-
terzeichneten auch ihre Mitgliedstaaten 
(gemischtes Abkommen). 
 
Der EWR ist ein Assoziierungsverhältnis i. 
S. d. Art. 310 EG-Vertrag. Mit ihm wurde 
der Anwendungsbereich des Gemein-
schaftsrechts bezüglich der Grundfreiheiten 
und eines Großteils der sie sichernden  
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Wettbewerbsregeln ausgedehnt. Der EWR 
ist als Freihandelszone ohne Verpflichtung 
zur Übernahme des Zoll- und Außenhan-
delsrechts ausgestaltet. Dies bedeutet bei-
spielsweise für den freien Warenverkehr, 
dass Handelshemmnisse weitgehend be-
seitigt werden, Grenzkontrollen und Kosten 
auslösende Ursprungsregelungen aber 
aufrechterhalten bleiben. Der Kernbereich 
des EWR-Abkommens – die Grundfreihei-
ten – wird flankiert von Bestimmungen über 
die Zusammenarbeit u. a. in den Bereichen 
Forschung, Entwicklung, Umwelt, Bildung 
und Sozialpolitik. Das Abkommen enthält 
keine gemeinsamen Regelungen zur 
Landwirtschafts-, Fischerei-, Finanz- und 
Währungspolitik. 
 
Das EWR-Abkommen ist gemäß Art. 300 
Abs. 7 EG-Vertrag Bestandteil der Ge-
meinschaftsrechtsordnung. Die am EWR 
partizipierenden EFTA Staaten (EWR-
Staaten) dagegen müssen es entspre-
chend ihren nationalen Regelungen inner-
staatlich umsetzen, um die Grundfreiheiten 
umfassend zu gewährleisten. Gleiches gilt 
für die den EWR betreffenden Sekundär-
rechtsakte der EG. Die Besonderheit des 
EWR-Abkommens besteht in seiner paral-
lel zu der des EG-Binnenmarktrechts ver-
laufenden Fortentwicklung. EWR-relevante 
Sekundärrechtsakte der EG werden konti-
nuierlich in die Anhänge des EWR-
Abkommens aufgenommen. Der Verpflich-
tung der EWR-Staaten zu deren Umset-
zung in nationales Recht steht ihr nur be-
schränkter Einfluss auf die Ausgestaltung 
des EG Binnenmarktrechts gegenüber: Sie 
besitzen hierbei lediglich Mitsprache-, aber 
keine Mitentscheidungsrechte. Insoweit 
wird kritisch von einer „Faxdemokratie“ ge-
sprochen: die EWR-Staaten erhalten alle 
den EWR betreffenden Regelungen quasi 
„per Fax“ aus Brüssel. Durch diese weitge-
hende Fremdbestimmtheit im EWR ge-
wann für die zunächst integrationsskepti-
schen EWR-Staaten die EU an Attraktivität.  

 
Beleg dafür sind die Beitritte Finnlands, 
Österreichs und Schwedens (1995) zur EU 
sowie das Beitrittsgesuch Norwegens zur 
EWG im Jahr 1992, das aber wegen einer 
ablehnenden Referendumsentscheidung 
scheiterte. 
 
Zu den Funktionen des EWR 
Wegen der umfassenden Geltung des „ac-
quis communautaire“ in Binnenmarktange-
legenheiten – etwa 80 % des relevanten 
Sekundärrechts müssen die EWR-Staaten 
in innerstaatliches Recht umsetzen – konn-
te für Finnland, Österreich und Schweden 
die Teilnahme am EWR zu einem schnel-
len EU-Beitritt führen. Dieser Weg könnte 
nach jüngsten Äußerungen des für die Er-
weiterung zuständigen Mitglieds der Euro-
päischen Kommission, Olli Rehn, auch Is-
land offenstehen. Dagegen ist der EWR als 
„Abkürzung“ zum EU-Beitritt nicht das ge-
eignete Mittel für die Staaten des westli-
chen Balkan. Diese wären einerseits mit 
der „ad-hoc“-Übernahme des Binnenmarkt-
Acquis ökonomisch überfordert; anderer-
seits finden sich im EWR-Abkommen ins-
besondere zur politischen Einbindung und 
Förderung der Beitrittsfähigkeit dieser 
Staaten kaum Regelungen. Daher wird ihre 
Heranführung an die EU mittels der sog. 
Beitrittsassoziierung vollzogen, die schritt-
weise eine wirtschaftliche Integration und 
enge politische Anbindung sowie Finanzhil-
fen vorsieht, die durch strenge Verpflich-
tungen, wie die Anpassung ihrer Rechts- 
und Wirtschaftsordnung an das Gemein-
schaftsrecht, flankiert werden. 
 
Auch wenn sich der EWR nicht als alterna-
tives Integrationskonzept gegenüber der 
EG durchgesetzt hat, ist er gleichwohl nicht 
„funktionslos“: Die EWR-Mitgliedschaft als 
Stufe auf dem Weg zur Vollmitgliedschaft 
hat ebenso Aktualität (Island) wie die Be-
gründung eines Status zur Sicherung des 
Zugangs zum Binnenmarkt (Norwegen und 
Liechtenstein). In diesem Fall können sich  
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die EWR Staaten die mit der Teilnahme an 
den Grundfreiheiten einhergehenden öko-
nomischen Vorteile sichern und sich eine 
„EG-light“ schaffen. 
 
Sonderrolle Schweiz 
Einen anderen Weg zu einer engen Ver-
bindung mit der EU hat die Schweiz ge-
wählt. Sowohl für die EU als auch für die 
Schweiz ist die wirtschaftliche Kooperation 
von großer Bedeutung. Heute wird in der 
Schweiz jeder dritte Franken auf der 
Grundlage der Wirtschaftsbeziehungen zur 
EU verdient. Der Austausch von Waren 
und Dienstleistungen übersteigt 1 Mrd. 
Franken pro Tag. Fast zwei Drittel ihrer 
Exporte gehen in den EU-Raum, umge-
kehrt stammen vier Fünftel ihrer Importe 
aus der EU.  
 
Das Fundament der Zusammenarbeit bil-
den die Vertragspakete der sog. Bilateralen 
I und II. Die Bilateralen I bestehen aus 
sechs klassischen Marktöffnungsabkom-
men (Personenfreizügigkeit, technische 
Handelshemmnisse, öffentliche Beschaf-
fungen, Landwirtschaft, Land- und Luftver-
kehr) sowie einem Forschungsabkommen 
und ergänzen die EFTA-Frei-
handelsabkommen. Sie traten am 1. Juni 
2002 gemeinsam in Kraft und sind alle sie-
ben Jahre erneut durch Referendum zu 
bestätigen. Verfehlt eines der Abkommen 
die Zustimmung, treten die Bilateralen I 
insgesamt außer Kraft (sog. Guillotine-
Klausel). Die Bilateralen II berücksichtigen 
weitere wirtschaftliche Interessen (Le-
bensmittelindustrie, Tourismus, Finanz-
platz) und erweitern die bisherige Zusam-
menarbeit auf Politikbereiche wie Umwelt, 
Kultur sowie Sicherheit und Asyl. Dabei 
tragen sie den Interessen der EU in den  
 

 
Bereichen der Zinsbesteuerung und Be-
trugsbekämpfung sowie dem Anliegen der 
Schweiz, dem Abkommen von Schengen 
beizutreten, Rechnung. Als sichtbarstes 
Zeichen dieser Vereinbarungen fielen am 
12. Dezember 2008 durch die Ausdehnung 
des Schengen-Raumes die Personenkon-
trollen an den Grenzen zur EU weg. 
 
Mit dem bilateralen Weg hat sich die 
Schweiz für „maßgeschneiderte Lösungen“ 
und gegen die fremdbestimmte dynami-
sche Fortschreibung ihres Rechts durch 
das EG-Binnenmarktrecht entschieden. Sie 
hat sich mit den Bilateralen wesentliche 
Vorteile des EWR gesichert. 
 
Quellen: 
- Schweizerische Eidgenossenschaft /Integra-
tionsbüro EDA/EVD: Bilaterale Abkommen 
Schweiz – EuropäischeUnion, 
http://www.europa.admin.ch/themen/00500/ind
ex.html?lang=de, Stand: November 2008. 
- Mech, B., EWR und europäische Integration – 
Völker- und europarechtliche Probleme darge-
stellt am Beispiel 
Norwegens, Baden-Baden 2007. 
- Varwick, J./Windwehr, J., Norwegen und 
Schweiz: Modelle für differenzierte Integration? 
Aus Politik und 
Zeitgeschichte 2007, S. 15ff. 
- Wagschal, U./Ganser, D./Rentsch, H., Der 
Alleingang – Die Schweiz 10 Jahre nach dem 
EWR-Nein, Zürich 2002. 
- EU bietet Island Beitritt in Rekordzeit an, 
Spiegel-Online, erschienen am 30. Januar 
2009. 
 

Beide Autoren sind im Fachbereich WD 11 der 
Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen 
Bundestages tätig. Beitrag der Themenreihe 
„Europa“ Nr. 06/09 „15 Jahre Europäischer 
Wirtschaftsraum“ vom 28. April 2009 
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Jörg Schneider, Anna Kleemann 
 
Östliche Partnerschaft 
 
Seit dem Zusammenbruch des Kommunismus 1990/91 haben sich im Osten und Südosten 
Europas tiefgreifende politische und wirtschaftliche Veränderungen vollzogen. Viele der frühe-
ren sowjetischen Satellitenstaaten sind inzwischen Mitglieder der Europäischen Union (EU) 
geworden, andere haben einen Beitrittskandidatenstatus. Sechs Staaten, die früher zur Sow-
jetunion gehörten, und die gegenwärtig (noch) keine Beitrittsperspektive haben, die Ukraine, 
die Republik Moldau, Belarus, Georgien, Armenien und Aserbaidschan, rücken seit 2004 
durch die Europäische Nachbarschaftspolitik (ENP) näher an die EU heran. Um die Bezie-
hungen zu diesen Staaten nochmals zu stärken, hat die Europäische Kommission Ende 2008 
Vorschläge für eine „Östliche Partnerschaft“ unterbreitet, die auf einem Gipfel der Staats- und 
Regierungschefs der EU-Mitgliedstaaten und der sechs genannten östlichen Nachbarstaaten 
am 7. Mai 2009 in Prag begründet werden soll. 

 

Vorgeschichte 

Bei der ENP handelt es sich um eine 2004 
verabschiedete Strategie der EU, die wirt-
schaftliche Stabilisierung und Demokrati-
sierung der Nachbarstaaten in Osteuropa 
und im Mittelmeerraum zu fördern. Part-
nerstaaten der EU waren zunächst die Uk-
raine, Belarus (aufgrund des dortigen auto-
kratischen Systems ist die Kooperation je-
doch weitgehend eingefroren), die Republik 
Moldau sowie die südlichen Mittelmeeran-
rainer, mit denen bereits seit 1995 eine 
Kooperation im Rahmen des Barcelona-
Prozesses besteht. Russland lehnte die 
von der EU vorgeschlagene Teilnahme am 
Europäischen Nachbarschaftsprogramm 
2004 ab und strebt stattdessen aufbauend 
auf dem Partnerschafts- und Kooperati-
onsabkommen (PKA) von 1997 privilegierte 
Beziehungen mit der EU an. Die EU und 
Russland vereinbarten daraufhin im Mai 
2005 die Bildung von vier „gemeinsamen 
politischen Räumen“ auf den Gebieten 
Wirtschaft, äußere und innere Sicherheit 
sowie Bildung. Kurz nach dem EU-Beitritt 
Bulgariens und Rumäniens zum 1. Januar 
2007 wurde die ENP auf die Staaten des 
Südkaukasus Georgien, Armenien und A-
serbaidschan ausgeweitet. 

Die ambitionierten Ziele der ENP konnten 
bislang nur zum Teil umgesetzt werden. 
Viele der östlichen Nachbarn sind bis heute 
politisch instabil, ihre äußeren Grenzen 
bedroht, Korruption und kriminelle Struktu-
ren sind weit verbreitet. Der russische Ein-
marsch in Georgien im August 2008 und 
der Gasstreit zwischen der Ukraine und 
Russland im zurückliegenden Winter sowie 
die daraus resultierende Unterbrechung 
von Energielieferungen in die EU haben 
allerdings die Ausgangsprämisse der ENP 
bestätigt, dass sich krisenhafte Entwicklun-
gen in den Nachbarregionen direkt auf die 
Sicherheit und Stabilität der EU auswirken. 

 

Das Konzept der „Östlichen Partner-
schaft“ 

Vor dem Hintergrund französischer Pläne 
zur Gründung einer Mittelmeerunion prä-
sentierten Polen und Schweden im Mai 
2008 unter dem Titel „Östliche Partner-
schaft“ eine Initiative zur Intensivierung der 
Zusammenarbeit mit den östlichen Nach-
barn der EU. Die Kommission stellte dar-
aufhin Anfang Dezember 2008 die Mittei-
lung „Östliche Partnerschaft“ vor. Darin regt 
die Kommission eine Intensivierung der  
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politischen und wirtschaftlichen Kooperati-
on mit den östlichen ENP-Staaten Ukraine, 
Republik Moldau, Armenien, Aserbai-
dschan, Georgien und (unter der Bedin-
gung einer Verbesserung der dortigen 
Menschenrechtslage) Belarus an. Im Ein-
zelnen bietet die Kommission den östlichen 
ENP-Staaten den Abschluss einer neuen 
Generation von Assoziierungsabkommen 
einschließlich Freihandelsabkommen an, 
ihre schrittweise Integration in den EU-
Binnenmarkt sowie deren Bürgern die ver-
einfachte Einreise in die EU. Als Voraus-
setzung dafür sollen künftig die Asylsyste-
me der östlichen ENP-Staaten nach EU-
Standards modernisiert und die Bekämp-
fung des organisierten Verbrechens und 
der illegalen Migration intensiviert werden. 
Die Vorschläge der Kommission zielen dar-
über hinaus auf den Abschluss von Verein-
barungen zur Stärkung der Energieversor-
gungssicherheit der EU. Zudem will die EU 
beim Institutionen- und Verwaltungsaufbau 
und bei Maßnahmen zur Unterstützung der 
sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung 
helfen. Zur Umsetzung dieser Ziele schlägt 
die Kommission die Auflegung von sechs 
sog. Leuchtturmprojekten vor: 1. eine ge-
meinsame Initiative zur Verbesserung der 
Grenzkontrollen, 2. ein Förderprogramm für 
kleine und mittlere Unternehmen, 3. den 
Ausbau grenzüberschreitender Stromver-
bindungen, 4. die Förderung erneuerbarer 
Energien, 5. eine verstärkte Zusammenar-
beit beim Bau von Pipelines durch Aser-
baidschan und Georgien und 6. ein ge-
meinsames Katastrophenschutzprogramm. 
Damit diese Projekte umgesetzt werden 
können, fordert die Kommission eine Auf-
stockung der bisherigen Hilfe für die östli-
chen ENP-Staaten auf 600 Mio. € bis zum 
Jahr 2013. 

Die Kommissarin für Außenbeziehungen, 
Benita Ferrero-Waldner, betonte bei der 
Vorstellung der Kommissionsmitteilung, 
dass die östlichen ENP-Staaten zwar stär- 

 

ker an die EU herangeführt werden sollten, 
sie aber durch die „Östliche Partnerschaft“ 
keine Beitrittsperspektive erhalten würden. 

 

Kritik aus Russland am Konzept der 
„Östlichen Partnerschaft“ 

Die russische Regierung betrachtet die 
„Östliche Partnerschaft“ als ein vor allem 
gegen die eigenen Interessen gerichtetes 
Projekt. Russland scheint seit neuerem ein 
stärkeres Mitspracherecht bei den Bezie-
hungen der EU zu ihren östlichen Nach-
barn einzufordern. Ende März 2009 einig-
ten sich die EU und der ENP-Staat Ukraine 
bei einer Geberkonferenz, die ohne russi-
sche Beteiligung stattfand, auf eine finan-
zielle Unterstützung der EU zur Moderni-
sierung des ukrainischen Gaspipelinenet-
zes. Daraufhin drohte die russische Regie-
rung mit der Verschlechterung der Bezie-
hungen zur EU und damit, einen Stüt-
zungskredit an die Ukraine in Höhe von 5 
Mrd. US-Dollar nicht auszuzahlen. 

Die militärische Intervention Russlands im 
ENP-Staat Georgien und die russisch-
ukrainische Gaskrise Anfang 2009 kündig-
ten eine Verschlechterung der Beziehun-
gen zwischen Russland und der EU an. 
Eine drohende Eskalation der Krise in Ge-
orgien konnte zwar unter der Vermittlung 
der EU verhindert werden, aber der Einsatz 
von militärischer Gewalt und die aus Sicht 
der EU völkerrechtswidrige Anerkennung 
von Abchasien und Südossetien deuten auf 
das Erstarken revanchistischer Tendenzen 
in Russland hin. Die im Zusammenhang 
mit dem Georgien-Krieg verkündete Ab-
sicht der russischen Regierung, Russen 
unabhängig davon, in welchen Staat sie 
leben, schützen zu wollen, hat nicht nur in 
den ENP-Staaten Ukraine und Belarus, 
sondern auch in den baltischen Republiken 
zu großer Besorgnis geführt. 
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Zwischen den EU-Mitgliedstaaten scheinen 
unterschiedliche Vorstellungen darüber zu 
herrschen, inwieweit Russland in die „Östli-
che Partnerschaft“ mit einbezogen werden 
soll. Die Bundesregierung betonte in die-
sem Zusammenhang, dass zum Koopera-
tionsangebot der EU an die östlichen 
Nachbarn auch Russland und die Türkei 
gehörten. Im April 2009 stellte die Bundes-
regierung die Ergebnisse der EU-
Geberkonferenz für die Ukraine zur Moder-
nisierung des Pipelinenetzes teilweise wie-
der in Frage und forderte, Entscheidungen 
im europäischen Energiesektor sollten ge-
meinsam von Lieferanten-, Transit- und 
Abnehmerstaaten getroffen werden. Dies 
kann allerdings das grundsätzliche Dilem-
ma der östlichen ENP-Politik nicht lösen: 
die Frage, ob die gegenwärtige russische 
Regierung ein Interesse daran hat, in ihrer 
Nachbarschaft Demokratie und Rechtstaat-
lichkeit zu fördern. 
 
 

 
 
 
 
Quellen und Literatur: 
 
� Mitteilung der Europäischen Kommission: 
Östliche Partnerschaft, Brüssel, den 3. De-
zember 2008, KOM (2008) 823/4. 
� Interview mit dem russischen Außenminister 
Sergei Lawrow vom 22. März 2009, abrufbar 
unter www.gmfus.org/brusselsforum/2009. 
� Kai-Olaf Lang: Eine Partnerschaft für den 
Osten. Der polnisch-schwedische Vorschlag 
zur Vertiefung der Kooperation mit den östli-
chen Nachbarn der EU, in: SWP-Aktuell, Juli 
2008. 
� Stefan Meister; Alexander Rahr: Die EU-
Russland-Beziehungen am Scheideweg, in: 
DGAP aktuell 1/2009. 
� Andreas Rinke: Berlin bremst EU-Hilfe für die 
Ukraine, in: Handelsblatt vom 3. April 2009, 
S.3. 
� Jörg Schneider: Europäische Nachbar-
schaftspolitik, in: Wissenschaftliche Dienste 
des Deutschen Bundestages, Europa-Thema 
Nr. 55/06 vom 23. November 2006. 
 

 
 
Beide Autoren sind im Fachbereich WD 11 der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen 
Bundestages tätig. Beitrag der Themenreihe „Europa“ Nr. 07/09 „15 Jahre Europäischer Wirt-
schaftsraum“ vom 22. April 2009 
 

 

Östliche Partnerschaft. (EU-Länder blau, Partner grün, EU-Kandidatenländer hellblau) Grafik: 
AndrewRT - lizensiert nach creative commons 3.0
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Erinnerung an die KZ-Ärztin Dr. Hautval auf beiden Seiten den Rheins 

 

Als Beispiel für Erinnerungspädagogik erhielten wir von unserem Mitglied Lucienne Schmitt 
vom Zentrum für Einführung von Menschenrechte (DIDH) in Sélestat im Elsaß erhielten wir 
mehrere Berichte über die Würdigung des Wirkens von Adélaïde Hautval. Dieser Ärztin sind 
verschiedene Ausstellungen gewidmet (von Schülern von BARR, von einem Team des 
CIDH), Seminare und Konferenzen. Eine kostenfreie Wanderausstellung kann erbeten wer-
den über: M. Hazemann, 28, rue Principale; F – 67140b Le Hohwald; Frankreich. 

Wir drucken im Folgenden  

·  einen Aufsatz ab, der im Oktober 2008 in Zürich in "Neue Wege" erschien, 

·  sowie den Einführungstext der Sendung „Fahr mal hin“, in dem auf den „Chemin de la 
mémoire des droits de l’homme“ hingewiesen wird. 

 

 

 

Florence Hervé, Hermann Unterhinninghofen: 

"Die menschliche Würde bewahren" 

 

Marthe Adélaïde Hautval wurde vor 65 Jah-
ren nach Auschwitz deportiert. Als Ärztin 
musste sie dort Kranke pflegen. Als ihr die 
SS-Ärzte befahlen, bei den Menschenver-
suchen an Häftlingen zu assistieren, wei-
gerte sie sich. Damit gab sie ein Beispiel, 
dass es auch unter menschenunwürdigen 
Bedingungen möglich war und ist, "Nein" 
zu sagen und den aufrechten Gang zu be-
wahren. 

Drei Jahre nach Hautvals Tod erschien 
1991 auf Französisch ihr Erlebnisbericht 
"Medizin und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit". Sie informierte sie über 
den Alltag in den Konzentrationslagern 
Auschwitz und Ravensbrück, berichtet über 
die medizinischen Menschenversuche und 
denkt über moralische Entscheidungen und 
Verantwortung in extremen Situationen 
nach. 

Lange war dieser Bericht auf Französisch 
vergriffen. Zu ihrem 20. Todestag im Okto-
ber 2008 erscheinen die Erinnerungen die-

ser ausserordentlichen Frau im Berliner 
Dietz-Verlag endlich auf Deutsch. Wir pub-
lizieren einen Auszug aus dem Vorwort des 
Buches.  

 

Adélaïde Hautval war keine Widerstands-
kämpferin im üblichen Sinne und sah sich 
nicht als Heldin. Sie war in keiner 
Résistance-Gruppe organisiert und stand 
nicht an der Spitze einer Bewegung, war 
weder im Kurier- noch im Verbindungs-
dienst tätig. Sie hat keinem Menschen zur 
Flucht verholfen oder Gefangene befreit, 
keine Sabotage gegen die Besatzer verübt 
und war nicht im bewaffneten Kampf. Und 
doch ist sie eine der bemerkenswerten und 
aufrechten Frauen der französischen 
Résistance.  

Adélaïde Hautval, die elsässische Ärztin 
aus dem Vogesendorf Le Hohwald, hat 
sich dem Antisemitismus und Rassismus 
des französischen Vichy-Regimes nicht an- 
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gepasst. So protestierte sie gegen die Dis-
kriminierung von jüdischen Bürgern und 
Bürgerinnen und zeigte da Zivilcourage, wo 
die meisten schwiegen. 

Im Konzentrationslager hat sie sich als 
Häftling und Ärztin mehrmals den Befehlen 
der SS verweigert. Und sie hat versucht, 
unter den furchtbaren Bedingungen von 
Auschwitz und Ravensbrück, "die mensch-
liche Würde zu bewahren" und solidarisch 
zu handeln. Nach der Befreiung Ende April 
1945 blieb sie mit anderen mutigen Frauen 
und Ärztinnen im KZ Ravensbrück, um die 
Nicht-Transportfähigen und Kranken zu 
versorgen, Essen und Wasser, sogar kultu-
relle Aktivitäten zu organisieren, und rettete 
so manches Leben.  

Sie hatte "das Privileg", so schrieb sie, die 
Befreiung, "den Übergang von der Nacht 
zum Licht" zu erleben. Eine Verpflichtung 
für sie. 

Im Dezember 1945 erhielt sie den Orden 
der Ehrenlegion für ihr couragiertes Enga-
gement und ihren aufopferungsvollen Ein-
satz für ihre Kameradinnen in den Lagern 
Auschwitz und Ravensbrück.  

Sie war Zeugin im Nürnberger Ärztepro-
zess oder im Prozess gegen die NS-Ärzte 
Professor Carl Clauberg und Dr. Horst 
Schumann und 1964 in London im Dering-
Prozess. Hautval trug zur Aufklärung von 
Naziverbrechen bei, auch durch ihre Mitar-
beit an einem Buch über die Gaskammern. 

1961 protestierte sie gegen den französi-
schen Kolonialismus und die Folter in Alge-
rien. Nach der blutigen Repression einer 
friedlichen Demonstration von Algeriern 
durch die Polizei in Paris erinnerte sie in  

 

einem Artikel an die Gräueltaten der Nazis: 
"Wer hätte je gedacht, dass kurze Zeit da-
nach die Prinzipien der Achtung der Men-
schenrechte wieder infrage gestellt sein 
würden, sogar in unserem Land? … Das 
Übel kam von weit her … Eine Folge von 
Kompromissen, von Ängsten, von Heuche-
leien, von stillschweigenden Mittäterschaf-
ten, von Verletzung der Schutzrechte von 
Schwachen hatte solche Ungeheuerlichkei-
ten möglich gemacht …" 

In Israel wurde Hautval 1965 mit der "Me-
daille der Gerechten" geehrt. Als israeli-
sche Soldaten 1982 während des Libanon-
konflikts tatenlos dem Massaker an Paläs-
tinensern im Lager Sabra und Schatila zu-
sahen, wollte sie die Auszeichnung aus 
Empörung zurückgeben. Ihr wurden ein 
Gedenkstein und ein Baum in der Gedenk-
stätte Yad Vashem gewidmet. 

In den 1980er Jahren erlebte Adélaïde 
Hautval schmerzhaft die Versuche einer 
Revision der Geschichte, die Verharmlo-
sung und das Verdrängen der Naziverbre-
chen: "Dass es in Frankreich heute Men-
schen gibt, die öffentlich behaupten, es 
habe keine Gaskammern gegeben, macht 
mir Sorgen. Für uns ehemalige Gefangene 
ist das wirklich beleidigend." Daraufhin ent-
schloss sie sich, ihre 1945/46 aufgeschrie-
benen Notizen aus dem KZ ihren Kamera-
dinnen zu übergeben, die sie nach ihrem 
Freitod 1991 unter dem Titel "Medizin und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit" ver-
öffentlichten. 
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Ein Bericht über Auschwitz und 
Ravensbrück 

Adélaïde Hautval schreibt in ihrem Bericht 
nicht nur über den Alltag der Deportation in 
den Konzentrationslagern Auschwitz und 
Ravensbrück sowie über die medizinischen 
Menschenversuche. Sie stellt darin auch 
interessante Überlegungen zu philosophi-
schen Themen der Ethik und Medizin, der 
menschlichen Werte, der moralischen Ent-
scheidungen und der Eigenverantwortlich-
keit in Extremsituationen an und greift die 
Schuld- und Verantwortungsdebatte auf. 
Es zeigt, dass es – auch wenn äusserst 
schwierig – unter menschenunwürdigen 
Bedingungen möglich war und ist, "Würde 
zu bewahren und man selbst zu bleiben", 
Nein zu sagen, sich nicht zu fügen und den 
aufrechten Gang zu gehen.  

Der Bericht der Ärztin Hautval ist sachlich, 
fast ohne Gefühlsregungen und wie aus 
der Distanz einer Beobachterin und Nicht-
Beteiligten heraus geschrieben – doch ahnt 
man zwischen den Zeilen und in einigen 
nachdenklichen Passagen das Leiden der 
Autorin, die quälenden Gewissensfragen, 
ob sie das Richtige tut oder nicht und ob es 
den konkreten Menschen hilft oder nicht.  

Es geht um die Qual von Entscheidungen: 
Zum Beispiel ob es in Extremsituationen 
mehr nützt zu verweigern oder Kompro-
misse zu schliessen, Unruhe zu stiften oder 
zu schweigen. "Diplomatie ist nicht meine 
Stärke", schreibt sie. Manchmal zögert sie, 
weiss keine Antwort oder wirft sich vor, an-
deren die Qual einer befohlenen Aufgabe 
zu überlassen. Als jüdische Frauen zur 
Vergasung gebracht werden und Kranken-
schwestern aus dem Revier deren Flucht  

 

verhindern sollen, empören sich einige Ärz-
tinnen über das Mitmachen – doch blieben 
sie passiv. Hautval fragt sich, was passiert 
wäre, wenn man versucht hätte zu interve-
nieren: "Eine unnütze Geste? Vielleicht, 
aber es ist nicht sicher. Oft braucht es nur 
so wenig, um den Gang der Ereignisse zu 
ändern; eine einfache Geste kann andere 
nach sich ziehen. Aber keine von uns hat 
solch ein Zeichen gesetzt." 

Im August 1944 wird sie nach Ravensbrück 
überstellt, wo sie im Krankenrevier das Le-
ben von Gefangenen retten kann. Als die 
Selektionen im März 1945 immer schneller 
durchgeführt werden, ist die Ärztin wegen 
ihrer eigenen Ohnmacht verzweifelt, und 
stellt schmerzhaft fest: "Wir sind absolut 
unfähig, diesen Schrecken aufzuhalten". 

Im März/April 1945 stellt sich angesichts 
der bevorstehenden Evakuierung für die im 
KZ überlebenden Ärztinnen die Frage, ob 
sie die Kranken mitnehmen oder ob sie bei 
den Schwerkranken bleiben sollen – es 
wurde angenommen, das Lager sei vermint 
und würde vor der Räumung angezündet. 
Hautval schreibt in ihren Notizen: "Was ist 
wirklich unsere Pflicht? Kann man im Na-
men einer Aufgabe, die man für nützlicher, 
unmittelbarer hält, sich der Pflichten entle-
digen, die einem die traditionelle Berufseh-
re auferlegt? Sind sie ein eitler Vorwand, 
oder beruhen sie wirklich auf einer Moral, 
die zwar brauchbar, aber auch nutzbrin-
gender ist? Darf man mit Blick auf ein fer-
nes Ziel, das man anstrebt, schlicht 
menschliche Überlegungen unterlaufen?" 
Hautval entscheidet sich für menschliches 
Handeln und bleibt. 
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Der Bericht enthält schliesslich Beobach-
tungen über Deutschland während des Fa-
schismus und unmittelbar nach der Befrei-
ung sowie über die Gefahr des Wiederauf-
lebens des Nationalsozialismus. In den 
Monaten vor der Rückführung nach Frank-
reich erlebt Hautval mit Entsetzen, wie 
Deutsche erklären, sie hätten von alledem 
nichts gewusst: "Eine ganze Nation, die nur 
aus Nichtverantwortlichen zu bestehen 
scheint, angefangen bei denen, die man für 
das Gewissen eines Volkes hält." Sie stellt 
vierzig Jahre später fest, wie schwierig es 
ist, "der täglichen Vergiftung durch Parolen 
zu widerstehen, vor allem wenn sie von der 
Regierung, der höchsten Autorität, ausge-
hen". Und auch "wie lebendig die Nazi-
Ideologie bleibt, bei uns und anderswo, und 
dass sie nur auf eine Gelegenheit wartet, 
gross herauszukommen und die Macht zu 
ergreifen." 

Dieser authentische Bericht erscheint 
erstmalig in deutscher Sprache – und er-
gänzt nicht nur die bisherigen Veröffentli-
chungen zu dem Thema. Angesichts der 
immer noch stattfindenden Leugnung bzw. 
Verharmlosung von Naziverbrechen und 
Experimenten von SS-Ärzten an Konzent-
rationslager-Häftlingen ist er von grosser 
Aktualität. Ebenfalls in Anbetracht der im-
mer noch praktizierten Ehrungen für ehe-
malige NS-Mediziner. 

 

Medizin ohne Menschlichkeit 

Was hat Adélaïde Hautval bewogen, gegen 
ehemalige KZ-Ärzte als Zeugin auszusa-
gen? Es waren wohl zwei Beweggründe. 

 

 

Einmal die anhaltende Empörung, Ab-
scheu, Ablehnung über das gewissenlose 
Verhalten mancher SS-Ärzte, Forscher und 
ihre Auftraggeber, die entgegen dem hip-
pokratischen Eid Menschen nicht geholfen 
und geheilt, sondern zu Versuchsobjekten 
degradiert, gequält, verletzt, lebenslanges 
Leiden verursacht oder sie getötet haben, 
die "Sonderbehandlung" sagten, wenn sie 
töten meinten. Sie erlebte Auschwitz als 
Mordfabrik und als ein von SS, Universitä-
ten und Pharmaindustrie genutztes "For-
schungsparadies": Die NS-Machthaber 
boten ihnen etwas Unerhörtes: statt Meer-
schweinchen konnten sie massenhaft Men-
schen zu Versuchszwecken nutzen (Ernst 
Klee). So z. B. Clauberg, dessen Sterilisa-
tionsversuche den rassistischen Verskla-
vungs- und Ausrottungsplänen gegen Ju-
den und slawische Völker dienten. Hautval 
musste mit ansehen, dass ihre Standeskol-
legen keinen Abwehrmechanismus gegen 
die verbrecherischen Verlockungen der 
Nazis entwickelt, sondern manche diese 
aktiv befördert haben. 

Zum anderen die lange Zeit das Verhalten 
auch der Ärzteschaft dominierende "Unfä-
higkeit zu trauern", wie Alexander Mitscher-
lich das kollektive Verschweigen, Weg-
schauen, Vergessen, Verdrängen, Ent-
schuldigen schwerster Menschenrechtsver-
letzungen in der NS-Zeit beschrieb – auch 
durch Angehörige der Berufsgruppe, denen 
man das als Letzte zugetraut hatte, wie ein 
Richter im Ärzteprozess sagte. Hatte sich 
die Ärztekammer 1946/47 noch klar von 
verbrecherischen Methoden und Ärzten 
distanziert, so verschwieg sie konsequent 
den von ihr selbst in Auftrag gegebenen 
Bericht über den Nürnberger Ärzteprozess  
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und begleitete die beginnende Rehabilitie-
rung und den gesellschaftlichen Wieder-
aufstieg auch schwerbelasteter Angehöri-
ger der ehemaligen Elite. Die Pharmaun-
ternehmen blieben praktisch unbehelligt 
und versuchen z.T. bis heute, ihre Beteili-
gung von Menschenversuchen in KZ zu 
unterdrücken. Mehr und mehr Mediziner 
kamen wieder in Amt und Würden, kompli-
zenhaftes Augenzwinkern ermöglichte z.B. 
dem "Euthanasie"-Professor Heyde eine 
zweite Karriere unter falschem Namen.  

Die Aussagen von Adélaïde Hautval dien-
ten der Aufklärung und dem Lernen aus 
der Geschichte und waren gegen wohlfeile 
Rechtfertigungen ("die Versuche dienten 
dem Überleben des Volkes", "man konnte 
nichts machen") und die hartnäckige Nicht-
Auseinandersetzung mit der Vergangen-
heit, gegen die laue Haltung der Ärztever-
bände gerichtet. Sie tat dies mit viel Herz 
und Verstand, wenn auch ohne Illusionen, 
wie aus ihrem Artikel über das Verfahren 
gegen Clauberg hervorgeht. Immerhin hat 
sie noch miterleben können, wie sich in 
den 1970er Jahren das Schweigekartell 
lockerte und eine kritische Auseinanderset-
zung mit den NS-Medizinverbrechen ein-
setzte. 

 

 
 
 
 
 
 

 
Adélaïde Hautval: Medizin gegen die 
Menschlichkeit. Die Weigerung einer 
nach Auschwitz deportierten Ärztin, an 
medizinischen Experimenten teilzuneh-
men. Hrsg. von Florence Hervé und Her-
mann Unterhinninghofen. Dietz-Verlag Ber-
lin 2008, ca. 140 Seiten, ca. 17 Franken. 
 
 

Aus: Neue Wege. Beiträge zu Religion und 
Sozialismus, Zürich, Heft 10/2008 

 
Auch die deutschen Medien  berichten.  
Hier ein Auszug  aus der Einführung der 
Sendung:  „FAHR MAL HIN“  des 6. Mai 
2008  „Geheimnis Vogesenwald“: 
 
„ …   In nördlicher Richtung führt eine be-
sondere Wegstrecke von Le Hohwald weg: 
der "Chemin de la mémoire et des droits de 
l'homme", kurz  "Weg der Menschenrechte" 
genannt. Er soll an die unzähligen Opfer 
des Naziterrors gerade in dieser Region 
erinnern: nur wenige Kilometer entfernt 
liegt die KZ-Gedenkstätte Le Struthof, die 
unbedingt einen Besuch wert ist. 

Nach Le Hohwald dient der Menschen-
rechtsweg dem Gedenken an die Ärztin 
und Psychiaterin Haidi (Adelaide) Hautval 
aus Le Hohwald, die sich während der Na-
zizeit für Juden einsetzte und ins Konzent-
rationslager nach Auschwitz kam. Dort soll-
te sie als Ärztin an den sadistischen Expe-
rimenten des NS-Arztes Mengele teilneh-
men. Sie weigerte sich, und kam nur durch 
glückliche Umstände mit dem Leben da-
von. Nach dem Krieg war sie eine wichtige 
Zeugin … 

Haidi Hautval ist in Le Hohwald auch ein 
Brunnen zu ihrem Gedenken gewidmet “ 
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Rezensionen, Literatur und Hinweise: 

 

Jürgen Kummetat 

Die Europäische Union verstehen – Hilfestellungen f ür Schüler 

Urteilsvermögen ist das Ergebnis rechtzeitiger 
guter Schulung und positiver Arbeit in der 
Schule –genauso wie umgekehrt auch die Fi-
xierung auf Vorurteile. 

Europa lässt sich in kleineren und übersichtli-
chen Regionen zum Teil leichter vermitteln als 
in Großeinheiten und Staaten. 

Diese zwei Aussagen können anhand einer 
Publikation leicht überprüft werden, die auf 
Anregung des „Ausschusses für Regionen“ 
(AdR)  in einigen europäischen Regionen he-
rausgegeben worden sind, um den Bürgern der 
Union Europa besser zu vermitteln. Begonnen 
werden muss so früh wie möglich, also bereits 
in der Primarschule. 

Im Großherzogtum Luxemburg wurde im Mai 
ein Heft für die Arbeit in den Primarschulen in 
Deutsch veröffentlicht und in einer Menge von 
11000 Exemplaren an die Schulen und an die 
Öffentlichkeit verteilt, mit dem Schüler der dor-
tigen Primarschule „Europa“ erarbeiten kön-
nen, mit Informationen, Lösungsheft und Bas-
telbogen. Primarschulen in diesem Land, das 
einerseits ein Mitgliedsland ist, aber auch 
gleichzeitig als „Region“ im Ausschuss der Re-
gionen“ vertreten ist (in Deutschland ist jedes 
Bundesland eine Region), gehen Primärschu-
len von Klasse 1 bis 6. Die Lehrer haben also 
die Möglichkeit, dieses Material angemessen je 
nach kognitiven Möglichkeiten der Zielgruppen 
einzusetzen, also vor allem der 5. und 6. Klas-
se  und die Schüler dabei durch die Form die-
ses Mediums zur Mitarbeit zu motivieren, damit 
sie , wie der Präsident der Luxemburger Dele-
gation im AdR, Paul-Henri Meyers im „Luxem-
burger Wort“ vom 8. Mai betonte, begreifen, 
„welches Glück sie haben, in einem Friedens-
raum ohne Binnengrenzen leben zu können“. 
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Der „Superjhemp“ ist eine im Luxemburger 
„Ländchen“ populäre Comix-Figur (eine Art 
Superman) von Roger Leiner und  Lucien 
Czuga (siehe 
http://lb.wikipedia.org/wiki/Superjhemp ), 
um die Öffentlichkeit dort bewegende Vor-
gänge humorvoll zu kommentieren. Basis 
für diese Publikation waren wiederum Ar-
beiten der Regierung der Autonomen Pro-
vinz Südtirol, Bozen, und der Tiroler Lan-
desregierung, Innsbruck, sowie der Vertre- 

 

 

tung der Europäischen Kommission in 
Deutschland. Auch hieran kann der Vorteil 
jenes „AdR“ nachvollzogen werden:  

Wie erhält man diese Publikation, die nicht auf 
Lëtzebuergesch, sondern auf Deutsch erschie-
nen ist? Versuchen Sie es durch eine Anfrage 
beim Europäischen Informationszentrum, 7, 
rue du Marché-aux-Herbes, L-1728 Luxem-
bourg, Tel: 00352-30137833, E-Mail: comm-
rep-lux@ec.europa.eu. Möglicherweise gibt die 
Vertretung der Europäischen Kommission in 
Deutschland dazu auch einige Hilfestellungen. 

 

Was ist der Ausschuss der Regionen (AdR)? 

Der 1992 durch den Maastrichter Vertrag geschaffene und 1994 errichtete Ausschuss der Regionen ist 
ein beratendes Organ, das es den Gebietskörperschaften ermöglicht, sich im Entscheidungsprozess der 
Europäischen Union Gehör zu verschaffen. Die Mitglieder des Ausschusses sind gewählte Kommunal- 
oder Regionalpolitiker. Es handelt sich häufig um Landräte oder Bürgermeister von Großstädten.  

Die Ausschussmitglieder werden vom Rat für vier Jahre ernannt. Der AdR muss in Bereichen, die die 
kommunale und regionale Verwaltung betreffen — zum Beispiel Regionalpolitik, Umweltschutz, Bil-
dung und Verkehr —, angehört werden, bevor Maßnahmen auf EU-Ebene ergriffen werden. 

Dem Ausschuss gehören 344 Mitglieder an, wobei sich die Zahl der Vertreter je Mitgliedstaat in etwa 
nach dessen Einwohnerzahl richtet. Anzahl der Vertreter pro Land: 

Deutschland, Frankreich, Italien und Vereinigtes Kö-
nigreich: 

24 

Spanien und Polen: 21 

Rumänien: 15 

Belgien, Bulgarien, Tschechische Republik, Griechen-
land, Ungarn, Niederlande, Österreich, Portugal und 
Schweden: 

12 

Dänemark, Irland, Litauen, Slowakei und Finnland: 9 

Estland, Lettland und Slowenien: 7 

Zypern und Luxemburg: 6 

Malta: 5 

GESAMT 344 
 

In diesem Zusammenhang für die Arbeit von Schülern:   

„Planspiele für Schüler im Europäischen Haus“ (ab Klassenstufe 9)  des Kommissionsbüro in 
Deutschland und des Informationsbüro des Europäischen Parlaments in Deutschland, beides in Berlin 
ab Mai:  http://ec.europa.eu/deutschland/pdf/planspiele_kurzinfo.pdf.  

Die Teilnahme muss vorher angemeldet werden. 
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Studie zu den Erfolgen von ERASMUS  
 
Viele Studierende zahlreicher deutscher Hochschulen demonstrierten und streikten gegen die Bache-
lor- und Masterstudiengänge und ihre Studienbedingungen nach der Studienreform. Dabei wurde 
auch viel Kritik an Europa und der Europäischen Kommission und ihren Plänen vergleichbare Studien-
reformen zu befördern, geübt. Festzuhalten ist aber, dass der Anstoß und die Initiative dazu von den 
nationalen Regierungen, darunter besonders Deutschland, Italien und Frankreich ausgingen und in-
zwischen 46 dem Abkommen beigetreten sind. Uns scheint, dass viele der berechtigten studentischen 
Kritik weniger auf „Europa“ zurückgeht, als auf gerade die deutsche Umsetzung der angestrebten 
besseren Vergleichbarkeit von Hochschulabschlüssen – wer außerhalb des deutschsprachigen Rau-
mes kannte schon die deutschen Hochschulabschlüsse? - und der Förderung des Entstehens eines 
gemeinsamen Hochschul- und damit verbunden auch eines gemeinsamen Forschungsraumes. Auch 
wenn es in Deutschland auch andere Förderungsprogramme für Auslandsstudienaufenthalte gibt, so 
möchten wir doch auf die hohe Bedeutung des ERASMUS Programms verweisen, was eine Studie 
zeigt:  
 
Anstöße für wichtige Reformen an den europäischen U nis 
 
Was wäre die europäische Hochschulbildung 
ohne das Erasmus-Programm? Laut einer 
neuen Studie, die von der EU-Kommission 
vorlegt wurde, ist das „Erasmus-Programm für 
Mobilität und Zusammenarbeit in der Hoch-
schulbildung“ ein stark prägendes Element in 
der europäischen Hochschullandschaft gewor-
den. Das Programm hat nicht nur wie kein an-
deres Europas Studenten mobil gemacht – 
rund zwei Millionen haben seit 1987 teilge-
nommen. Es trägt auch zur Verbesserung, Öff-
nung und Modernisierung sowohl der Hoch-
schulen als auch der Bildungspolitik bei. 
„Das Erasmus-Programm war der Anstoß für 
einige der größten Reforminitiativen im europä-
ischen Hochschulwesen der Gegenwart“, sagte 
Ján Figel‘, EU-Kommissar für allgemeine und 
berufliche Bildung, Kultur und Jugend, bei der 
Vorstellung der Studie. „Erasmus hat den Weg 
geebnet für das Europäische System zur An-
rechnung, Übertragung und Akkumulierung von 
Studienleistungen (ECTS) und für den ‚Bolog-
na-Prozess‘, in dessen Rahmen 46 europäi-
sche Staaten vereinbart haben, bis 2010 einen 
Europäischen Hochschulraum zu schaffen. Die 
neue Studie bestärkt mich in meiner Auffas-
sung, dass das Erasmus-Programm, das in 
diesem Jahr sein 22-jähriges Bestehen feiern 
kann, in Zukunft noch erweitert werden sollte.“ 
Die Studie basiert auf einer Umfrage an den 
Hochschulen, Auslandsämtern und bei den 
Erasmus-Koordinatoren. Das wichtigste Ergeb- 

 
nis: Ohne Erasmus wären die Hochschulen in 
den Mitgliedstaaten, auf europäischer Ebene 
und im weltweiten Maßstab, weniger internati-
onal ausgerichtet. Erasmus setzte auf vielen 
Gebieten ein System zur Anrechnung von Stu-
dienleistungen voraus und begünstigte die Ein-
führung leicht verständlicher und vergleichba-
rer Abschlüsse. Das Programm wirkt sich posi-
tiv auf die Bildungspolitik aus, indem es bei-
spielsweise Projekte für die Erprobung neuer 
Methoden zur Verbesserung der Leistung von 
Hochschuleinrichtungen fördert. 
Neben den positiven Wirkungen auf die Studie-
renden, etwa Kompetenzzuwachs und Steige-
rung der Beschäftigungsfähigkeit, stellt die 
Studie auch einen starken Einfluss von Eras-
mus auf die Hochschuleinrichtungen fest, be-
sonders auf die großen Hochschulen und auf 
die Hochschulen in den neuen EU-
Mitgliedstaaten. Die Mobilität der Studierenden 
und der Lehrkräfte hat die Einrichtung von Aus-
landsämtern gefördert. Unis mussten Dienst-
leistungen für mobile ausländische Studenten 
einführen und fördern. Lehre und Lernen muss-
ten sich internationalen Ansprüchen stellen. 
Ausländische Studenten und Lehrkräfte führten 
neue Lehrmethoden ein. Die Lehrpläne moder-
nisierten und internationalisierten sich. Die Be-
wertung der Studienleistungen wurde über 
Ländergrenzen hinweg vergleichbar. Das bes-
tätigen mehr als 85 Prozent der befragten zent-
ralen Erasmus-Koordinatoren. Erasmus begün- 
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stigte außerdem die Beteiligung an internatio-
nalen Forschungsvorhaben, die Mitwirkung an 
Konferenzen und die Teilnahme an Ausschrei-
bungen für internationale Projekte. All dies hat 
dazu beigetragen, den Wettbewerb in diesem 
Bereich zu stärken. Außerdem wurden Bench-
marking (Lernen von den Besten) und die An-
wendung von Qualitätsstandards zur gängigen 
Praxis. 
Eine weitere positive Folge war nach Meinung 
von 30 Prozent der befragten Einrichtungen, 
dass Erasmus auch zu einer engeren Zusam-
menarbeit zwischen Hochschulen und Wirt-
schaft geführt hat. Für nahezu 90 Prozent der 
zentralen Erasmus-Koordinatoren verstärkte 
das Programm die Bemühungen, der eigenen  
 

 
Hochschule ein internationaleres Profi l zu ge-
ben. Knapp die Hälfte berichtete über einen 
starken oder sehr starken Einfluss auf die Pro-
fessionalisierung des Managements. Neun von 
zehn Führungskräften gaben an, die Teilnahme 
ihrer Einrichtung an Erasmus haben die Mo-
dernisierung ihrer Hochschule 
begünstigt. (vth) 
 
Aus: EU-NACHRICHTEN Nr. 7 26.2.2009, S. 
6; die Originalstudie und weiter finden sich (in  
 
 
Englisch) unter: 
http://ec.europa.eu/education/erasmus/doc922
_en.htm  
 

 
 
Hintergrund:  
In Europa gibt es ungefähr 4.000 Hochschul-
einrichtungen mit über 17 Millionen Studieren-
den und 1,5 Millionen Mitarbeitern. Einige eu-
ropäische Universitäten zählen zu den besten 
weltweit, jedoch wird das gesamte Potenzial 
nicht umfassend genutzt. Die Lehrpläne ent-
sprechen nicht immer dem neuesten Stand; es 
schreiben sich nicht genügend Schulabgänger  
 

 
ein. Europäische Universitäten verfügen oft 
nicht über geeignete Verwaltungs- und Fi-
nanzmittel, um ihre Zielsetzungen zu verwirkli-
chen. Eine Modernisierungsagenda der EU-
Kommission, die von den Mitgliedstaaten un-
terstützt wird, sieht Reformen bei den Lehrplä-
nen, beim Hochschulmanagement und der -
finanzierung vor. Gemeinsam arbeiten 46 Län-
der in Europa auf die Errichtung des Europäi-
schen Hochschulraums bis 2010 hin. 

 
 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
 
 

Bildung in Europa – Frauen auf dem Vormarsch 
Ein Fünfjähriger in Europa kann heute erwarten, dass er während seines Lebens im Durch-
schnitt 17 Jahre in Schule und Ausbildung verbringt (Deutschland 17,5). In Belgien, Frank-
reich und Italien gehen nahezu alle Vierjährigen zur Vorschulerziehung. In Deutschland liegt 
der entsprechende Anteil bei 89,8 Prozent. Mehr als 78 Prozent aller jungen Leute zwischen 
20 und 24 haben einen Sekundarschulabschluss: das heißt, sie haben neun oder zehn Jahre 
die Schule besucht (Deutschland: 72,5 Prozent). Die Zahlen stammen aus einem Bericht zu 
den Schlüsseldaten über Bildung in Europa, den die EU-Kommission jetzt vorgelegt hat. 
Insgesamt ist die Zahl der Schüler und Studenten in den meisten europäischen Ländern rück-
läufig. Ihr Bevölkerungsanteil liegt zwischen 15 und 25 Prozent. Nur in Island ist er höher als 
25 Prozent, in Deutschland beläuft er sich auf 17,5 Prozent. Über 90 Prozent der Drei- bis 19-
Jährigen befinden sich in Schule oder Ausbildung, in Deutschland sind es 94,2 Prozent. 
Frauen sind generell stärker vertreten als Männer. Dabei sinkt die absolute Zahl der unter 30-
Jährigen in ganz Europa. In Deutschland liegt ihr Bevölkerungsanteil bei 31,6 Prozent, in Ir-
land oder Polen erreicht er noch zwischen 40 und 45 Prozent. Besonders dramatisch wird die  
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Zahl der Zehn- bis 14-Jährigen sinken – sie soll den Prognosen zufolge in den kommenden 
Jahren um 40 Prozent weniger werden.  
Aus: EU-Nachrichten, Nr. 25 vom 16.7. 2009 
 
 
Mehr zu Bildungsdaten: Schlüsselzahlen zum Bildungswesen in Europa 2009, 280 S. als 
PDF(z. Z. nur in Englisch): 
http://eacea.ec.europa.eu/education/eurydice/documents/key_data_series/105EN.pdf  
 
 
 
 
 
Politische Bildung in Europa 
POLITISCHE BILDUNG IN EUROPA 
Europa wächst und damit auch die Rechte und Pflichten der europäischen Bürgerinnen und 
Bürger. Damit sie diese kennen, ist auch politische Bildung gefragt. Das NECE (Networking 
European Citizenship Education) fördert den europaweiten Austausch von Konzepten und 
Projekten und informiert jetzt auch in einem Newsletter über seine Arbeit. Themen der aktuel-
len Ausgabe sind außerdem die Arbeit der zivilgesellschaftlichen Initiative „A Soul for Euro-
pe“, die UNESCO-Weltkonferenz zum Thema Erziehung und nachhaltige Entwicklung sowie 
das Projekt Vote-Match Europe 2009. Der Newsletter erscheint dreimal im Jahr. 
Weitere Informationen 
Der Newsletter: http://www.bpb.de/fi les/W3WAE9.pdf  
 

 

 

 

Europäische Werte kinderleicht 

Wie erklären Grundschüler europäische Werte wie Frieden, Menschenwürde oder gerechte 
Einkommensverteilung? Auf EU Tube zeigen die Zehnjährigen in Form eines Fernseh-
Ratespiels, was sie bedeuten und worum es dabei geht. Der 74-Sekunden-Spot wurde von 
fünf Studenten der Internationalen Filmschule in Köln entwickelt und kann auf EU Tube ange-
schaut werden. EU Tube, ein eigener Kanal der EU-Kommission auf YouTube, bietet Videos 
zu verschiedenen Themengebieten der EU. Die Bandbreite reicht von der Gründungszeit bis 
hin zu aktuellen Ereignissen. 
Weitere Informationen 
Aus: EU-NACHRICHTEN Nr. 26 23.7.2009 
 
Der EU Tube in Deutsch findet sich unter: 
http://www.youtube.com/profile?gl=DE&user=eutubede 
 
Das genannte Video ist zu finden unter 
http://www.youtube.com/profile?gl=DE&user=eutubede#play/all/5AB8FBE61C021136-
all/1/3zyBv9SwvN0  
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Silvia Gutmann-Patchett  

Weber, Peter J. (2009): Kampf der Sprachen. Die Eur opäische Union vor der sprachli-
chen Zerreißprobe:  

Dieses Buch4 war längst überfällig! Wirft es 
doch einen kritischen Blick auf die man-
cherorts viel gepriesene Sprachenvielfalt 
der Europäischen Union. Es geht aber 
noch einen Schritt weiter und lenkt die 
Aufmerksamkeit auf eine neue Entwicklung 
innerhalb der EU, nämlich der Erstarkung 
der so genannten Regional- und Minderhei-
tensprachen und den sich daraus ergeben-
den Konsequenzen für die Gesellschaft. 

Ein Phänomen übrigens, das von vielen 
begrüßt wird, scheint es doch zu beweisen, 
dass die Europäische Union jenseits aller 
viel kritisierten Gleichmachungsbestrebun-
gen die Fähigkeit besitzt, in einem demo-
kratischen Prozess lang unterdrückte Re-
gional- und Minderheitenkulturen zu einer 
längst fälligen Emanzipation zu verhelfen.  

Welches gesellschaftliche Konfliktpotential 
in einem Nebeneinander von 23 Amts- und 
90 Regional -und Minderheitensprachen 
jedoch steckt, zeigt dieses Buch und ist 
damit nicht nur für Menschen äußerst le-
senswert, die sich von Berufswegen mit der 
Sprache und ihrer Funktion beschäftigen, 
sondern gerade auch für einen breiten Per-
sonenkreis, von großem Interesse, umso 
mehr als es dem Autor gelungen ist, gut 
verständlich und keineswegs in Fachchine-
sisch seine Gedanken zur Geschichte der 
Sprachen und ihre Bedeutung für das kul-
turelle Zusammenleben zu Papier zu brin-
gen. 

Professor Weber wirft deshalb in seinem 
Buch zunächst einen „kurzen“ – wie er 
schreibt - Blick zurück auf die Geschichte 
des Deutschen, des Lateinischen und di-
verser Volkssprachen in der Moderne. 

                                                 
4 Hamburg: Reinhold Krämer Verlag. ISBN 978-3-89622-
094-3 

Sie, verehrter Leser, mögen sich jedoch 
keineswegs täuschen lassen vom Adjektiv 
„kurz“ in der Kapitelüberschrift zur Ge-
schichte der Sprachen. Denn was einem 
der Autor da bietet an sprachgeschichtli-
cher Erleuchtung lässt sich mit dem Adjek-
tiv „kurz“ nur in einem angelsächsisch un-
tertreibenden Sinn verstehen. Denn er ent-
führt uns in die exotisch anmutende Welt 
des Nostratischen als der Mutter des In-
doeuropäischen, den drawidischen Spra-
chen, der uralischen Familie, den altai-
schen Sprachen und kaukasischen Kwar-
telsprachen, um nur einige zu nennen. 
Neugierig geworden, nun, von mir dürfen 
Sie zu diesem Thema aus Platzgründen an 
dieser Stelle keine weiteren Einblicke ins 
Dickicht der europäischen Sprachenfamili-
en erwarten. 

Was ich Ihnen allerdings verraten kann, ist, 
dass Sie in diesem Kapitel eine Antwort 
darauf erhalten, warum es so viele ver-
schiedene Sprachen in Europa gibt. Wel-
che Rolle Latein etwa für die Sprachen des 
Mittelalters hatte wird am Beispiel der Eng-
lischen Sprache besonders deutlich, die 
sich wie keine andere Sprache des Lateini-
schen bemächtigte und deshalb „als Brü-
ckensprache für das Erlernen europäischer 
Sprachen angesehen wird“. 

Richtig spannend wird es dann in dem Teil 
des Kapitels, das sich mit dem Aufstieg 
bestimmter Volkssprachen in der Moderne 
beschäftigt, den Professor Weber verständ-
lich erklärt vor dem Hintergrund eines neu-
en Vernunft basierenden Weltbildes im 18. 
Jahrhundert: 

Das Zeitalter der Aufklärung krempelt alles 
bisher da gewesene um, es regieren die 
Naturgesetze und die Wissenschaft in ei-
nem von wissenschaftlichem Denken ge- 
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lenkten Staat. Wie sich dieses rationalisti-
sche Weltbild auswirkt auf Sprache und 
Denken und schließlich zur Vorherrschaft 
einiger europäischer Sprachen führt, erläu-
tert dieses Kapitel mit Hilfe der Sozialphilo-
sophie und des Evolutionismus. 

Am Ende dieses Weges stehen die moder-
nen Nationalsprachen, die nach dem Vor-
bild der klassischen, rationalen Sprachen 
Griechisch und Latein standardisiert wer-
den sollten. Teilweise ist dies auch heute 
noch feststellbar. Das Kapitel klingt aus mit 
einem Blick auf die Kolonialpolitik der Eu-
ropäer und ihrer Durchsetzung mit Hilfe 
eines Bildungssystems nach europäischem 
Vorbild: 

Die Schule diente als Mittel für die Etablie-
rung einer einheitlichen Nationalkultur, auf 
Kosten der Eliminierung eingeborener Kul-
turen, wie in den USA und den Indianern 
der Fall. Dort wo zur Maximierung des wirt-
schaftlichen Nutzens vereinheitlicht wird, 
hat sprachliche und kulturelle Vielfalt keine 
Chance. 

Und dann taucht der Autor ein in das weite 
Feld der Europäischen Union, mit ihren 23 
offiziellen Amtssprachen und ihren 90 Re-
gional- und Minderheitensprachen für die 
27 Mitgliedstaaten im Jahr 2008. Da haben 
wir doch die sprachliche Vielfalt, von we-
gen Homogenisierung. Oder etwa doch 
nicht? 

Peter Weber zeigt anhand einer Schilde-
rung der Kommunikation in den EU-
Institutionen und der Sprachenpolitik der 
offiziellen Sprachen, wie viel von der Multi-
lingualität erhalten bleibt im EU-Alltag: 
Dass zwar alle Schriftstücke in den Amts-
sprachen abgefasst werden und im Parla-
ment alle Ausführungen einer Sprache si-
multan in alle anderen gedolmetscht wer-
den, sich aber in der Europäischen Kom-
mission das Englische, Französische und 
das Deutsche durchgesetzt haben, in den  

 

Arbeitsgruppensitzungen jedoch nur noch 
Englisch gesprochen wird. Politische Ziele 
und Grundsätze der Gleichbehandlung al-
ler Sprachen finden sich also im Wider-
spruch zur Realität. 

Wo bleiben also die 90 Regional- und Min-
derheitensprachen, für die es in der Euro-
päischen Charta natürlich eine offizielle 
Definition gibt, die aber laut Prof. Weber 
nicht der Weisheit letzter Schluss ist. Sie 
sind vor allem in den neuen östlichen Mit-
gliedstaaten von Bedeutung, da es „hier 
um Machtansprüche in Staat und Gesell-
schaft sowie wirtschaftliche Prosperität 
geht“. 

Dieses hochexplosive Potential hat die EU 
nicht erkannt und „läuft so sehenden Auges 
durch ihre Konzeptlosigkeit in der Spra-
chenpolitik einem aufstrebenden Separa-
tismus entgegen“. Beispiele dafür finden 
sie im Buch (die Russische Minderheit in 
Lettland; die Ungarische in der Slowakei; 
die Kaschubische in Polen). 

Zur Illustration dieser Brisanz erläutert Prof. 
Weber, warum die zunehmende Bedeutung 
des Englischen andere Sprachen zu Verlie-
rern macht. Englisch ist ein Mittel, die in-
ternationale Kommunikation zu maximie-
ren, gemäß der Zweckorientiertheit der 
Sprache. Sprachen dienen aber nicht nur 
einem bestimmten Zweck, sie haben auch 
eine andere Funktion zu erfüllen, nämlich 
die der individuellen und gesellschaftlichen 
Identitätsstiftung. 

Also lässt sich sagen: 

Mehrheitssprachen, wie das Deutsche, 
Englische, etc. sind zweckorientiert, sie 
erleichtern die Kommunikation in Wirtschaft 
und Wissenschaft, sie sind in erster Linie 
ökonomische Sprachen. Minderheitenspra-
chen dagegen, wie das Sorbische, Ostfrie-
sische oder Nordfriesische, um nur einige 
deutsche Regionalsprachen zu nennen, 
sind eher verständigungsorientiert, sie wer 
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den in der Familie gesprochen, sie tragen 
zur Identitätsbildung bei.  

Ist man jedoch innerhalb der EU an einem 
gleichberechtigten Miteinander interessiert, 
müssen beide Dimensionen - die Zweck-
orientiertheit und die Verständigungsorien-
tiertheit - durch eine entsprechende Spra-
chen- und Bildungspolitik entwickelt wer-
den. Regional -und Minderheitensprachen 
haben oft geringen wirtschaftlichen Nutzen, 
wodurch der Sprachverlust droht, wenn die 
Identitätsdimension wegfällt. 

Dass aber Regional und Minderheitenspra-
chen langfristig über die Bildungspolitik zu 
einem wirtschaftlichen Vorteil führen kön-
nen, zeigt sich am Beispiel ivon mehrspra-
chigen Schulen in einigen europäischen 
Ländern: 

Durch einen Vergleich der Ergebnisse der 
PISA-Studie zeigt Weber, dass bessere 
Ergebnisse erzielt wurden in jenen Län-
dern, in denen Regional- und Minderhei-
tensprachen ins Bildungssystem aufge-
nommen werden; weitere begünstigende 
Faktoren waren die Sprach- und Leseför-
derung bei guten sozioökonomischen Be-
dingungen, etwa der Fall in Südtirol.  

Die PISA-Ergebnisse waren dort besser als 
in Deutschland und Frankreich, wo sich die 
Mehrsprachigkeit unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten stark auf die National-
sprache und auf Englisch reduziert. Regio-
nal- und Minderheitensprachen können 
also Vorbildcharakter haben für die Natio-
nalstaaten Deutschland oder Frankreich. 
Wie sieht es jedoch in unserer modernen 
Welt mit dem Vorteil aus, wenn jemand 
Kaschubisch, Sorbisch, Okzitanisch oder 
Ruthenisch spricht? Im Cyberspace surfen 
auf Ruthenisch? Tja, lieber Leser, auch im  

 

 

Cyberspace kämpfen die Sprachen gegen-
einander! 

Mit dem Durchbruch des World Wide Web 
1994 machte sich eine große Euphorie 
breit über dieses scheinbar demokratische, 
freie Medium, bald jedoch war auch hier 
der Kampf um Macht und Geld ausgebro-
chen. Und auch hier zeigt sich: kleine 
Sprachen scheinen den Kampf zu verlie-
ren. Mehr als die Hälfte der Menschen im 
Internet verwendet Englisch, gefolgt von 
Chinesisch. Der Kampf der Sprachen in der 
EU überträgt sich also auch aufs Internet, 
der Weg zur Monolingualität, der Einspra-
chigkeit ist schon eingeschlagen. 

Vor dem Hintergrund dieser Analyse stellt 
sich für Peter J. Weber somit die Frage, 
wie nun die zukünftige EU -Sprachenpolitik 
aussieht, ja mehr noch, wie sie aussehen 
muss, um das Schlimmste zu verhindern?  

Die Antworten liegen auf der Hand: Es gilt, 
die Balance zu halten zwischen Prestige, 
Status, wirtschaftlicher Attraktivität (die 
beiden Dimensionen Identität und Zweck) 
und staatszentrierten Regelungen. Die 
Verständigungsfähigkeit der Bürger bedarf 
einer Förderung, sprachlich-kulturelle Al-
leingänge müssen vermieden werden. 

Wer gerne in fremde sprachliche Welten 
vergangener Zeiten abtaucht, seine Freude 
an einer tiefgründigen, blitzgescheiten Ana-
lyse der Sprachwirklichkeit innerhalb der 
Europäischen Union sowie jenseits hat, die 
verblüffende Verquickung von Sprache und 
Ökonomie begreifen möchte und überdies 
ein Liebhaber kristallklarer Sprache selbst 
bei komplexen Zusammenhängen ist, der 
kann gar nicht umhin, dieses wunderbare 
Buch als seine nächste Sonntagslektüre zu 
wählen. 

 

Buchvorstellung am 2. April 2009 am SDI, München, anlässlich der feierlichen Übergabe der Bache-
lor-Urkunden
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Berichte aus der Arbeit des EBB-AEDE 
 

Neue Impulse für den Unterricht 

Projekttag des Budweiser Goethe-Zentrums in Ortenbu rg  

 
Das Goethe-Zentrum in � eské Bud� jovice 
(Budweis / Tschechische Republik) ist eine 
Kultur- und Bildungsinstitution mit dem Ziel, 
die deutsche Sprache und die deutsch-
sprachige Kultur den südböhmischen 
Schülern, Deutschlehrern (DaF), den Stu-
dierenden und der Öffentlichkeit näher zu 
bringen. Das Zentrum ist ein Institut der 
Südböhmischen Universität in Budweis 
(www.goethezentrum.cz). 

Hinsichtlich seiner Aufgabenstellung ist es 
eine regionale Form des Goethe-Instituts in 
Prag, welches auch Unterstützung gewähr-
leistet. 

Im April dieses Jahres hatten sich 42 junge 
Menschen von der Pädagogische Fachmit-
telschule (vergleichbar einer deutschen 
Fachakademie) in Prachatice und aus der 
Südböhmischen Universität in Budweis 
unter der Leitung des Goethe-Zentrums 
nach Ortenburg begeben, um bei diversen 
Hospitationsangeboten Anregungen für die 
eigene Praxis zu erhalten. Ziel war aber 
auch, die deutsche Sprache als Mittel zum 
fachlichen Erfahrungsaustausch zu entde-
cken und zu erproben.  

Für kleine Arbeitsgruppen waren Begeg-
nungen mit den beiden benachbarten Kin-
dergärten, der Grund- und Hauptschule, 
der Realschule sowie mit zwei Industriebe-
trieben (Berufl. Bildung) arrangiert worden. 
Außerdem erhielten die Teilnehmer einen 
groben Überblick über das deutsche Bil-
dungssystem und hatten Gelegenheit, die 
Ganztagsbetreuung der Evangelischen 
Realschule (Internat und Tagesheim) ken-
nen zu lernen. 
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 Für ein solches Projekt hat sich die Evan-

gelische Realschule Ortenburg wieder  

 

einmal als idealer Standort erwiesen. 
Grenznähe und eigene Mensa erleichtern 
diesen deutsch-tschechischen Kontakt. Die 
Idee für die Zusammenarbeit mit dem Goe-
the-Zentrum war bei der letzten EBB-
AEDE-Fortbildung im Oktober des vergan-
genen Jahres, bei der wieder eine starke 
tschechische Gruppe teilnehmen konnte, 
geboren worden. 

 

 

Sicher ist, dass die Zusammenarbeit zwi-
schen dem Goethe-Zentrum und der Evan-
gelischen Realschule bzw. dem EBB fort-
gesetzt wird. Im Gespräch sind inzwischen 
auch Fortbildungsangebote für Deutschleh-
rer aus den osteuropäischen Nachbarlän-
dern. 

 

Klaus Engel 

 

] 
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Mitteilung des Europäischen Generalsekretärs des AE DE: 
 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen,  

Am 3. Juli 2009 wird der Präsident des Eu-
ropäischen Parlaments in Las Palmas, Ka-
narische Inseln, feierlich der Sektion „Ka-
narische Inseln“ des AEDE den Preis der 
Europäischen Bürgerschaft übergeben. 

Die Pressemitteilung des Europäischen 
Parlaments: 

Der Verein AEDE-Canaris entwickelte 
eine “großartige Arbeit” der Bewusst-
machung der europäischen Konstrukti-
on bei Meinungsführern hauptsächlich 
Lehrkräften, öffentlichen Angestellten 
und Journalisten im entlegenen Bereich 
der EU, wie es die Kanarischen Inseln 
sind. 5 

Im Namen unseres Präsidenten Silvano 
Marseglia, der leider in Italien zurückgehal-
ten ist, übermittle ich dem Präsidenten der 
Sektion Kanarische Inseln, Herrn José Ma-
nuel Vega Perez, unserem Vizepräsiden-
ten, die Glückwünsche und den Dank der 
AEDE für seine bemerkenswerte Arbeit 
und seine unermüdliche Energie. 

Wir laden alle Sektionen des AEDE ein, 
diese Information zu verbreiten und sich an 
diesem Festtag, der die ganze AEDE zur 
Ehre gereicht, zu unseren Kollegen der 
Kanarischen Inseln zu gesellen. 

Mit herzlichen Grüßen 

Jean-Claude Gonon 

 

                                                 

5 Eigene Übersetzung von: AEDE-Canarias association devel-
oped a “enormous work” of awakening on European construc-
tion between the multipliers of opinion, in an outlying area of 
the EU like the Canary islands, mainly between professors, civil 
servants and journalists.  

 

Secrétaire Général AEDE 
00 33 388 32 63 67 
00 33 684 96 79 42 
jean-claude.gonon@aede.eu  
 
 
 
Preisübergabe 
 

 
 
AEDE Vizepräsident Manuel Vega erhält den 
Preis aus der Hand von Herrn Manuel Medina. 
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Informationen und Planung aus dem EBB-AEDE: 
 
 
Einladung zum Jahreskongress in Weilburg 
 
Mitglieder, Freunde und Interessierte sind herzlich eingeladen:  
 

Verstehen, vermitteln, gestalten:  
Nachhaltigkeitserziehung in Europa – eine Herausfor derung für die Schulen 

 
18. Bundeskongress des Europäischen Bundes für Bildung und Wissenschaft (EBB-AEDE) 

in Kooperation mit der Vertretung der Europäischen Kommission in Deutschland 
 

27.-29. November 2009 
Tagungsort: Amt für Lehrerbildung, Tagungsstätte Weilburg, 

Frankfurter Str. 20-22 D- 35781 Weilburg 
 
Freitag, 27.November 2009 
Bis 18.00 Ankunft der Teilnehmer, Einschreibung, Verteilung der Zimmer 
18.00 bis 19.00 Abendessen 
19.00 Kongresseröffnung: Prof. Dr. Peter Weber (Bundesvorsitzender EBB) 
          und Dr. Stephan Koppelberg (Leiter der Vertretung der Europäischen Kommission in 
          Deutschland in Bonn)   
19.15 bis 20.00 Stephan Koppelberg (Vertretung der EK in D/Bonn):  
           Die Nachhaltigkeitsstrategie der EU 
20.00 Ausstellungseröffnung „Schulprojekte  
          zur Nachhaltigkeitserziehung in Europa“      
 
 
Samstag, 28. November 2009 
9.30 Grußworte 
         Thomas Mann, M.d.E.P 
         Hans-Peter Schick, Bürgermeister von Weilburg  
         N.N., AEDE-Vertreter 
10.00 bis 11.00 Reiner Mathar (Amt für Lehrerbildung, Gießen): 
          Vermittlung von EU- Nachhaltigkeitspolitik im Unterricht 
11.00 bis 12.30 Frank Burgdörfer (x3 Politische Bildung und interkultureller Dialog, Berlin): 
         Planspiele als Methodik zur Vermittlung komplexer Zusammenhänge 
12.30 bis 14.00 Mittagessen 
14.00 bis 15.30 Dr. Marco Michel 
          (Europ. Akad.f. Steuern, Wirtschaft u. Recht, Berlin): 
          Klimapolitik der EU – ein interaktiver Workshop 
15.30 bis 16.00 Kaffeepause 
16.00 bis 16.45 Peter Wolf (Bürger Europas e.V., Berlin): 
          Jugendliche für Europa begeistern 
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17.00 bis 18.30 Öffentliche Mitgliederversammlung und Wahlen 
20.00 Social Event (mit Abendessen) 
 
Sonntag, 29. November 2009 
9.30 bis 10.15 Jürgen Kummetat (Ehrenpräsident EBB): 
        Nachhaltigkeit im Geschichtsunterricht. Europe 14-18 
10.30 bis 11.30 Plenum: Weilburger Thesen des EBB  
          zur Nachhaltigkeitserziehung in Europa 
11.30 bis 12.00 Tagungsevaluation 
12.00 bis 13.00 Mittagessen 
13.30 bis 15.00 (fakultativ, Anmeldung erforderlich): Stadtführung 
 
Tagungshinweise 
Die Tagung wird gefördert aus Mitteln der Vertretung der Europäischen Kommission in Deuts-
chland/Europäisches Haus Berlin. Für Tagungsunterlagen, Übernachtung im Einzelzimmer 
und Verpflegung in der Tagungsstätte entstehen keine Kosten. Da das Kontingent an Dop-
pelzimmern in der Tagungsstätte äußerst gering ist, müssen wir Sie bei Doppelzimmer-
wunsch meist an nahe gelegene Hotels verweisen. Zusatzkosten für Hotels und Reisekosten 
werden nicht erstattet. 
Die Teilnehmerzahl ist auf 40 Personen begrenzt. Anmeldungen werden in der Reihenfolge 
des Eingangs berücksichtigt. Die Anmeldung ist  verbindlich. Ihre Angaben werden nach den 
Bestimmungen des Datenschutzgesetztes behandelt. Sollten Sie nicht damit einverstanden 
sein, dass Name und Anschrift in eine Teilnehmerliste aufgenommen werden, vermerken Sie 
das bitte auf der Anmeldung. 
 
Die Veranstaltung wird bei den Kultusministerien der Länder als Fortbildungsveranstaltung 
angemeldet. 
 
Anmeldeschluss ist der 15.Oktober 2009 Ihre Anmeldung senden Sie bitte per Brief, Fax 
oder eMail an folgende Adresse: 
 
EBB-AEDE, Bundesgeschäftsstelle 
Evangelische Realschule Ortenburg 
Frauenfeld 5-7, 94496 Ortenburg 
E-mail : geschaeftsstelle@ebb-aede.com 
Fax: 0049 8542 961550 
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Liebe Mitglieder,  
 
der Bundesvorstand des EBB-AEDE lädt Sie satzungsgemäß zu seiner Mitgliederversammlung ein, die im Rah-
men des 18.Bundeskongresses am Samstag, den 28. November 2009 in der Tagungsstätte Weilburg, Frank-
furter Straße 20-22 von 17:00 Uhr bis 18:30 Uhr stattfinden wird. 
 
Stimmberechtigt sind alle Mitglieder, die ihren Mitgliedsbeitrag geleistet haben. 
§ 13 unserer Satzung: In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. Zur Ausübung 
des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt werden...Ein Mitglied darf je-
doch nicht mehr als 3 abwesende Mitglieder vertreten." 
Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 20 Vereinsmitglieder anwesend sind.  
 
Vorschläge zur Tagesordnung: 
TOP 1: Begrüßung der Teilnehmer durch den Bundesvorsitzenden 
TOP 2: Genehmigung der Tagesordnung, Feststellung der Stimmberechtigung 
TOP 3: Berichte des Bundesvorstands 
TOP 4: Bericht der Kassenprüfer 
TOP 5: Aussprache zu den Berichten 
TOP 6: Wahl des Wahlvorstandes 
TOP 7: Entlastung des Bundesvorstands 
TOP 8: Wahl des neuen Bundesvorstands gemäß der Satzung: 
Erste(r) Bundesvorsitzende(r); Zweite(r) Bundesvorsitzende(r); Bundesschatzmeister(in); Bundesschriftfüh-
rer(in); die 2 Kassenprüfer 
TOP 9: Wahl der Delegierten  und Ersatzdelegierten für den nächsten Europäischen Kongress der AEDE  
TOP 10: Anträge 
TOP 11: Sonstiges 
 
Erläuterung: laut §12,I der Satzung können vom Vorstand bis zu 7 Beisitzer in den Erweiterten Bundesvorstand 
berufen werden. 
 
Anträge und Kandidaturen für den Bundesvorstand sowie den Erweiterten Bundesvor-
stand bitte  bis zum 15. Oktober an die Bundesgeschäftsstelle richten. 
 
 
Der Bundesvorstand des EBB/AEDE:  
 
Gez. Prof. Dr. Peter J. Weber, Bundesvorsitzender 
Gez. Klaus Engel 2. Bundesvorsitzender  
Gez. Ulrich Voigt, Bundesschatzmeister 
Gez. Christoph Kodron Bundesschriftführer 
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Mitteilung der Redaktion 
 
Liebe Mitglieder des EBB. 
 
Unsere Zeitschrift „Europäische Erziehung“ sollte Ihnen, unseren Mitgliedern und Freunden interes-
sante Texte zu europäischer Bildung, also eher grundlegende, allgemeinere Texte bieten, dazu Berichte 
aus der Arbeit des EBB und der AEDE., wobei auch Sektionen in anderen Ländern mit gemeint sind. 
Darunter fallen Arbeitsberichte, Projektbeschreibungen, Veranstaltungen u. a. und natürlich auch Re-
zensionen und Hinweise auf Veröffentlichungen und Veranstaltungen, auch Wettbewerbe und Aus-
schreibungen, die uns vom EBB interessieren könnten. Das kann die Redaktion natürlich nicht allein, 
sondern erbittet Ihre Mitarbeit. Wenn Sie selbst Texte, Artikel, Hinweise haben, so senden Sie uns die-
se bitte umgehend. Machen Sie uns auf interessante Veröffentlichungen und Veranstaltungen aufmerk-
sam. Denke Sie immer an uns, wenn Sie etwas Interessantes zu Bildung und Europa lesen. Auch Wün-
sche nehmen wir gern entgegen. 
Wir würden uns freuen, wenn jemand ein abgegrenztes Gebiet wie z.B. EU-Politik, Entwicklung der 
Schulbildung in der EU, Hochschulentwicklung u. a. laufend beobachten und darüber berichten würde. 
 
Für unsere Webseite: http://www.ebb-aede.com/ erbitten wir laufend Informationen und Artikel so-
wie Veranstaltungshinweise schicken. 
 
Für die „Europäische Erziehung“ 2-2009 erbitten wir Beiträge bis zum 1. November 2009 
 
Es grüßt Sie herzlich  
 
Christoph Kodron –Ulrike Willmann 
 
kodron@ebb-aede.com 
willmann@ebb-aede.com 
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Konto des EBB-AEDE, Stadtsparkasse Düsseldorf (BLZ 300 501 10)  
Konto 240 350 81, IBAN DE37 3005 0110 0024 0350 81 SWIFT-BIC: DUSSDEDDXXX 
Bitte nutzen Sie die Möglichkeit des Bankeinzugs (V ordruck Seite 42) 
 
Denken Sie daran, dass auf der Mitgliederversammlung nur derjenige stimmberechtigt ist, der 
seinen Beitrag bezahlt hat! 
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Publikationen des EBB-AEDE: 
Mit Ihrem Kauf unserer Literatur unterstützen Sie a uch die Arbeit des EBB  
 
· EUROPA DURCH EUROPAS SCHULEN, Festschrift Europäisc her Bund für Bildung und Wis-
senschaft EBB-AEDE zum 50.Jahr seines Bestehens 195 6 – 2006 
und Gedenkschrift für Wolfgang W. Mickel 
Neuausgabe der Festschrift zum 70. Geburtstag von Wolfgang Mickel (1999) zusätzlich mit seinen Artikeln zur 
Didaktik der europäischen Bildung in Ausgaben der „Europäischen Erziehung“, mit einer ausführlichen Darstel-
lung der Aktivitäten unseres Verbandes seit 1988, mit zahlreichen Fotos von unseren Aktivitäten seit den 70er 
Jahren brosch. 68 Seiten 8°, EBB-AEDE, 2006, Druckk ostenbeitrag: € 7. *)- zuzüglich € 1,50 Versandkosten 
· · · · Noch Restausgaben von Publikationen des EBB: 

·  Wolfgang W. Mickel, Europa durch Europas Schulen, 40 Jahre EBB/AEDE, hrsg. von. Jürgen Kumme-
tat, brosch.. 84 S. EBB, Frankfurt, 2000., Druckkostenbeitrag: € 5 *).- + € 1. Versandkosten. € 1.- 

·  Lutz Kohlschmidt und Jürgen Kummetat (Hrsg): Europa erfahren – Europäische Schulpartnerschaften in 
West- und Zentraleuropa, EBB, Leipzig und Schwalbach a.T., 1994, brosch.. 68 S., Druckkostenbeitrag 
€ 5.-*) + 1.- Versandkosten € 1.- 

*) Die genannten Preise gelten für Mitglieder des EBB-AEDE oder von Sektionen der AEDE, für Nichtmitglieder: 
Zuschlag beim Druckkostenbeitrag in Höhe von € 2.- (wird bei gleichzeitigem Beitrag verrechnet – siehe 
„Schnupperpreis“ in Höhe von € 15.- für das erste Jahr der Mitgliedschaft )  
Bei der Bestellung von mehreren Exemplaren der Festschrift des EBB-AEDE vermindert sich der Druckkosten-
beitrag um € 1.-. Versandkosten Ausland: € 4.- Die Publikationen des EBB-AEDE sind zu bestellen und zu be-
ziehen über (siehe Bestellschein auf der Seite  57): 
  

	
Bestellung von Literatur des EBB-AEDE 

Bitte kopieren und senden an: 
 
EBB-AEDE 
Herrn Klaus Engel, 2. Bundesvorsitzender EBB-AEDE, Evangelische Realschule Ortenburg, Frauenfeld 3,  
94496 Ortenburg, Tel.: 08542 96150, Fax: 08542 961550, E-Mail: geschaeftsstelle@ebb-aede.com 
 
Hiermit bestelle ich 
�  ……..Ex. „Festschrift 50 Jahre EBB-AEDE „Europa durch Europas Schulen“ 
�  ……….Ex. Mickel, „Europa durch Europas Schulen (2000)“ 
�  ……….Ex. Kohlschmidt-Kummetat, „Europa erfahren“ 
 
Vorname, Name d. Bestellers: ………………………………………………………………………………… 
Mitglied: ja �  (EBB �  , Sektion ….. AEDE �  ) / nein �  
Versandadresse: ………………………………………………………………………………………………… 
……………………………………………………………………………………………………………………… 
Tel., Fax, E-Mal: …………………………………………………………………………………………………. 
………………………………………………………………………………………… 
Den Druckkostenbeitrag in Höhe von € …….. und Versandkosten überweise ich auf das 
Konto des EBB-AEDE, Stichwort „Publikationen“ , Stadtsparkasse Düsseldorf (BLZ 300 501 10) 
Konto 240 350 81, IBAN DE37 3005 0110 0024 0350 81 SWIFT-BIC: DUSSDEDDXXX 

Datum, Unterschrift: …………………………………………………………………. 
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 BEITRITTSERKLÄRUNG 

Bitte kopieren und senden an:  
 
EBB/AEDE, Herrn Klaus Engel 
Evangelische Realschule Ortenburg 
Frauenfeld 3 
94496 Ortenburg 
Fax: 08542-961550   E-Mail: geschaeftsstelle@ebb-ae de.com  
 
Ich erkläre hiermit meinen Beitritt zum EBB / AEDE 
Name und Vorname :.........................................................……………………………………….. 
Adresse :……. ........................................................................................................................... 
Tel./Fax/E-Mail: ……………………………………………………………………………………….. 
Bundesland/Land: …………………………………………………………………………………….. 
Geb.Dat.: ……………………………………………………………………………………………….. 
Arbeitsbereich / Fächer: ……………………………………………………………………………… 
Interessen im pädagogischen Bereich: …………………………………………………………………………………. 
Jahresbeitrag: € 35.-, Pensionäre/Ruheständler: € 2 5.-; Studenten//Lehrer in der Ausbildung:  € 20.-, 
„Schnupperpreis“ für 1 Jahr: € 15.-, Korporative Mi tglieder: € 80:-  (bitte Zutreffendes unterstreiche n) 
 
Datum: …………………………Unterschrift: …………………………………………………. 
 
EINZUGSERMÄCHTIGUNG 
 
An den Schatzmeister des EBB-AEDE 
Herrn Ulrich Voigt 
Keplerstr. 7 
35390 Gießen  
Fax; 0641-74315       E-Mail: schatzmeister@ebb-aede.com 
 
a) Den „Schnupperpreis in Höhe von € 15.– überweise ich direkt                                                          

•  
b) Hiermit ermächtige ich den EUROPÄISCHEN BUND FÜR BILDUNG UND  
WISSENSCHAFT EBB-AEDE e.V., meinen Mitgliedsbeitrag in der beschlossenen Höhe  
oder €          - jährlich erstmalig zum .........2008. 
und jeweils zum 7.Februar zu Lasten meines Kontos:  
Nr.____________________________________________   BLZ: _________________________ 

bei_______________________________________________ mittels Lastschrift einzuziehen.    •  
 
Name_______________________________, Vorname____________________________ 
Anschrift :____________________________________________ 
 PLZ: ___________  Ort: _________________________________                   
Tel.: ________________   E-Mail:__________________________ 
 
Datum  :.....................Unterschrift: ……….................................…... 
 
Teilen Sie uns unbedingt mit, wenn sich Ihre Bankve rbindung ändert. Rückbuchungen kosten 
Ihren EBB-AEDE bei jedem Vorgang € 6.- 
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BUNDESVORSTAND 2006 - 2009 
 
Bundesvorsitzender:  Prof. Dr. Peter J. Weber, Gießenstr.19, 68199 Mannheim,  
Tel. Mobil: +49 172 6224626, E-Mail:weber@ebb-aede.com 
 
Stellv. Bundesvorsitzender: Klaus Engel , Frauenfeld 3, 94496 Ortenburg, Tel.: 08542 96150,  
Fax: 08542 961550 E-Mail: geschaeftsstelle@ebb-aede.com (auch verantwortlich für Bayern) 
Zuständig für die Bundesgeschäftsstelle  
 
Bundesschriftführer a.i.  Christoph Kodron, Eckenheimer Landstraße 13, 60318 Frankfurt am 
Main, Tel.:069 - 556892 , E-Mail: kodron@ebb-aede.com  
 
Bundesschatzmeister: Ulrich Voigt, Keplerstraße 7, 35390 Gießen, Tel/Fax.: 0641 74315 
E-Mail: schatzmeister@ebb-aede.com (auch verantwortlich für Hessen) 
 

UND ERWEITERTER BUNDESVORSTAND 
Ehrenvorsitzender : 
Jürgen Kummetat , Weinstr.8b, 60435 Frankfurt am Main 
Tel.: 069 544621, Fax: 069 95403040, E-Mail: kummetat@ebb-aede.com 
111 rue du Cimetière, L-1338 Luxembourg, Tel.: 00352 482994, Tel/Fax: 00352 – 26  96 887 
E-Mail: kummetat@pt.lu  
 
Beisitzer (und Landesvertreter ) :  
 
Christiane Goldenstedt , Herderstr. 3, 27777 Ganderkesee, Tel.: 04222 3421, Fax: 04222 6340 
E-Mail: goldenstedt@ebb-aede.com   Vertreterin für Bremen-Niedersachsen)    
Ulla Hahn , Ikarusstr. 4, 17036 Neubrandenburg, Tel.: 0395 7790513, E-Mail: hahn@ebb-aede.com  
Vertreterin für Mecklenburg-Vorpommern                             
Klaus-Jürgen Heinermann , Hildburghauser Str. 213 F, 12209 Berlin, Tel.: 030 7126568  
E-Mail: heinermann@ebb-aede.com   Vertreter für Berlin – Brandenburg                                                                                                                                                  
Eberhard Kammer , Lange Str. 5,  01705 Pesterwitz, Tel.: 0351 6506575 
E-Mail:kammer@ebb-aede.com   Vertreter für Sachsen 
Ulrike Willmann, Gärtnerweg 7, 60322 Frankfurt am Main, Tel.: 069-594075,  
E-Mail: willmann@ebb-aede.com  
Wiltrud Willwater , Dr. H.-Brunn-Str. 41, 69198 Schriesheim, Tel.: 06203 692999 
Fax: 06203 660437, E-Mail: willwater@ebb-aede.com     Vertreterin  für Baden-Württemberg 
 

����		 Generalsekretär: Jean-Claude Gonon, 68, rue du Faubourg-National, F - 67000 
STRASBOURG,                     E-Mail: aede.europe@wanadoo.fr 

 

                                                 
 
 


